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 Die Oberbürgermeisterin  

 

 

N i e d e r s c h r i f t 

Sitzung des Rates der Stadt Aachen 

          21. Juni 2022 

 Sitzungstermin: Mittwoch, 16.02.2022 

 Sitzungsbeginn: 17:00 Uhr 

 Sitzungsende: 20:12 Uhr 

 Ort, Raum: Sitzungssaal Europa, EUROGRESS AACHEN, Monheimsallee 48, 52062 

Aachen 

Anwesende: 

Oberbürgermeisterin Sibylle Keupen  

Bürgermeister Holger Brantin  

Bürgermeister Norbert Plum  

Bürgermeisterin Hilde Scheidt  

Ratsherr Matthias Achilles  

Ratsherr Harald Baal  

Ratsfrau Ellen Begolli  

Ratsherr Peter Blum  

Ratsherr Jörg Bogoczek  

Ratsfrau Franca Braun  

Ratsfrau Gaby Breuer  

Ratsherr Dr. Sebastian Breuer  

Ratsfrau Julia Brinner  

Ratsfrau Andrea Derichs  

Ratsherr Hans Leo Deumens  

Ratsherr Birdal Dolan  

Ratsherr Mathias Dopatka  

Ratsfrau Elke Eschweiler  

Ratsherr Achim Ferrari  
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Ratsherr Wilfried Fischer  

Ratsfrau Annika Fohn  

Ratsfrau Ulla Griepentrog  

Ratsherr Daniel Hecker  

Ratsfrau Pola Heider  

Ratsherr Wilhelm Helg  

Ratsherr Johannes Hucke  

Ratsherr Klaus-Dieter Jacoby  

Ratsfrau Maria Keller  

Ratsherr Holger Kiemes  

Ratsfrau Nathalie Koentges  

Ratsherr Boris Linden  

Ratsherr Lars Lübben  

Ratsfrau Iris Lürken  

Ratsherr Markus Mohr  

Ratsherr Tobias Molitor  

Ratsfrau Sigrid Moselage  

Ratsherr Kaj Neumann  

Ratsherr Henning Nießen  

Ratsherr Wolfgang Palm  

Ratsfrau Daniela Parting  

Ratsherr Hermann Josef Pilgram  

Ratsherr Rolf Schäfer  

Ratsfrau Dr. Margrethe Schmeer  

Ratsfrau Karin Schmitt-Promny  

Ratsherr Michael Servos  

Ratsherr Tobias Benedikt Tillmann  

Ratsherr Peter Tillmanns  

Ratsfrau Astrid Vogelheim  

Ratsfrau Monika Annette Wenzel  

Ratsfrau Dr. Heike Wolf  

Ratsherr Tjark Zimmer  

Ratsherr Marc Beus  

 

Abwesende: 

Ratsherr Christoph Allemand entschuldigt 
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Ratsfrau Silke Bergs entschuldigt 

Ratsfrau Hildegard Pitz entschuldigt 

Ratsfrau Ye-One Rhie entschuldigt 

Ratsherr Carsten Schaadt entschuldigt 

Ratsherr Jöran Stettner entschuldigt 

Ratsherr Jakob von Thenen entschuldigt 

 

Stimmzähler*innen: 

Sigrid Moselage 

Daniel Hecker 

 

 

von der Verwaltung: 

 

Stadtdirektorin Grehling      Dez. II  

Beigeordnete Schwier      Dez. IV 

Beigeordneter Dr. Kremer     Dez. V 

Beigeordneter Prof. Dr. Sicking     Dez. VI 

Beigeordneter Herr Thomas     Dez. VII 

 

Dr. Jutta Bacher   Fachbereich Kommunikation 

und Stadtmarketing 

Christoph Berg   Fachbereich Bürger*innendialog  

und Verwaltungsleitung 

Heinrich Bussen      Fachbereich Immobilienmanagement 

Dana Duikers       Fachbereich Bürger*innendialog 

        Und Verwaltungsleitung 

Rolf Frankenberger      Fachbereich Wohnen, Soziales 

        und Integration 

Rolf Hermanns       Fachbereich Steuern und Kasse 

Christoph Kind       Fachbereich Finanzsteuerung 

Pascal Jonek       Dez. II 

Wolfgang Kolobajew      Dez. II 

Joachim Ludwig      Fachbereich Rechnungsprüfung 

André Schoel       Fachbereich Finanzsteuerung 

 

Schriftführerin: 

Frau Milussi       Fachbereich Bürger*innendialog 

        Und Verwaltungsleitung 
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Tagesordnung: 

Öffentlicher Teil 

 

 1 Eröffnung der Sitzung 

  

  

 2 Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner; auf die Abhaltung der Fragestunde 

wurde ordnungsgemäß durch Veröffentlichung der Tagesordnung der Sitzung des Rates 

der Stadt hingewiesen. 

  

  

 3 Bericht über die pandemische Lage 

  

  

 4 Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung des Rates der Stadt vom 10.11.2021 

(öffentlicher Teil) 

Vorlage: FB 01/0209/WP18 

  

  

 5 Haushaltsplanberatungen einschließlich Stellenplan: 

  

  

 5.1 Haushaltsreden 

  

  

 5.2 Stellenplan 2022 und  

Entwicklung der Personal- und Versorgungsaufwendungen 2022 

Vorlage: FB 11/0065/WP18 

  

  

 5.2.1 Stellenplan 2022 und  

Entwicklung der Personal- und Versorgungsaufwendungen 2022 - 

Ergänzungsvorlage 

Vorlage: FB 11/0065/WP18-1 

  

  

 5.3 Haushaltsplanberatungen 2022 

Vorlage: FB 20/0088/WP18 

  

  

 6 Bedarfsplanung für die Kindertagesbetreuung in der Stadt Aachen für das KiTa-Jahr 

5 von 59 in Zusammenstellung



Rat/16/WP18 Ausdruck vom: 01.06.2022 

Seite: 5/22 

  

 

2022/2023 

Vorlage: FB 45/0180/WP18 

  

  

 7 Bebauungsplan - Eisenbahnweg / Philipsstraße - zwischen Eisenbahnweg, Hüttenstraße 

und Philipsstraße 

hier:  

1. Aufstellungsbeschluss 

2. Erlass einer Satzung über ein besonderes Vorkaufsrecht gem. § 25 BauGB im 

Stadtbezirk Aachen-Mitte für den Bereich Eisenbahnweg / Philipsstraße 

Vorlage: FB 61/0288/WP18 

  

  

 8 Bebauungsplan - Eisenbahnweg / Freunder Weg - 

hier:  

1. Aufhebungsbeschluss Aufstellungsbeschluss A 149 

2. Aufhebungsbeschluss Satzung über ein besonderes Vorkaufsrecht gem. § 25 

BauGB im Stadtbezirk Aachen-Mitte für den Bereich zwischen Trierer Straße, Freunder 

Weg und Eisenbahnweg 

Vorlage: FB 61/0290/WP18 

  

  

 9 Neufassung der Satzung zum Schutz und Erhalt von Wohnraum in Aachen 

(Wohnraumschutzsatzung) 

Vorlage: FB 56/0152/WP18 

  

  

 10 Seniorenratswahlen 2022 – Änderung der Wahlordnung 

Vorlage: FB 56/0158/WP18 

  

  

 11 Umgang mit Mikroapartments 

Vorlage: FB 56/0159/WP18 

  

  

 12 Anfragen: 

  

  

 12.1 Ratsanfragen 

Vorlage: FB 01/0202/WP18 
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 12.2 Stellungnahmen der Verwaltung zu Ratsanfragen 

Vorlage: FB 01/0203/WP18 

  

  

 13 Ratsanträge 

Vorlage: FB 01/0204/WP18 

  

  

 14 Umbesetzung in Ausschüssen und anderen Gremien: 

  

  

 14.1 Umbesetzungsantrag der Fraktion DIE Zukunft vom 03.02.2022 

Vorlage: FB 01/0205/WP18 

  

  

 14.2 Umbesetzungsantrag der Fraktion DIE Zukunft vom 15.02.2022 

Vorlage: FB 01/0211/WP18 

  

  

 14.3 Umbesetzungsantrag der GRÜNE-Fraktion vom 14.02.2022 

Vorlage: FB 01/0212/WP18 

  

  

 15 Mitteilungen der Verwaltung 

  

  

 16 Resolution zur drohenden Standortschließung der Bezirksregierung Köln - Erhalt der 

Arbeitsplätze in Aachen 

hier: Gemeinsamer Tagesordnungsantrag der Fraktionen von SPD, DIE Zukunft und DIE 

LINKE vom 02.02.2022 

  

  

Nichtöffentlicher Teil 

 

 1 Eröffnung der nichtöffentlichen Sitzung: 

  

  

 2 Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung des Rates der Stadt vom 10.11.2021 

(nichtöffentlicher Teil): 

Vorlage: FB 01/0210/WP18 
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 3 Bericht aus der Vertretung der Stadt in Unternehmen und Einrichtungen: 

  

  

 4 Bürgschaftsangelegenheiten: 

  

  

 5 Grundstücksangelegenheiten: 

  

  

 5.1 Verkauf eines Grundstücks in Aachen, Süsterfeldstraße 21: an das Land NRW, vertreten 

durch den BLB NRW 

Vorlage: FB 23/0099/WP18 

  

  

 5.2 Grundstücksangelegenheit: Sachstand Bauhofentwicklung 

Vorlage: E 18/0062/WP18 

  

  

 5.3 Weiterführung des Zwangsversteigerungsverfahrens: Gebäudekomplex ehemaliges 

Betriebsgrundstück der Kaiserbrunnen AG 

Vorlage: FB 22/0009/WP18 

  

  

 5.4 Camp Hitfeld | Tagesordnungsantrag der SPD-Fraktion vom 09.12.2021: 

Sachstand Klageverfahren und Planungsstand 

Vorlage: FB 61/0342/WP18 

  

  

 6 Personalangelegenheiten: 

  

  

 6.1 Bestellung des stellvertretenden Leiters des FB 36 Herrn Klaus Meiners zum Leiter des 

Fachbereiches Klima und Umwelt 

Vorlage: FB 11/0068/WP18 

  

  

 7 Mitteilungen der Verwaltung: 
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Protokoll: 

Öffentlicher Teil 

zu 1 Eröffnung der Sitzung 

Die Oberbürgermeisterin begrüßt die Anwesenden und äußert sich zufrieden darüber, dass die 

Haushaltsberatungen in der heutigen Sitzung nach der Corona-bedingten Pause wieder in der gewohnten 

Form geführt werden können, vor dem Hintergrund des weiterhin bestehenden Infektionsgeschehens 

bittet sie um Einhaltung der vereinbarten Redezeit.  

Entschuldigt seien für heute die Ratsfrauen Bergs, Pitz, Rhie, die Beigeordnete Burgdorff sowie die 

Ratsherren Allemand, Schaadt, Stettner und von Thenen. Als Stimmzähler*innen seien für heute Ratsfrau 

Moselage und Ratsherr Hecker bestimmt. 

Die Tagesordnungspunkte 11 aus dem öffentlichen Teil und Tagesordnungspunkt 5.4 aus dem 

nichtöffentlichen Teil werden zurückgezogen. 

 
 
zu 2 Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner; auf die Abhaltung der Fragestunde 

wurde ordnungsgemäß durch Veröffentlichung der Tagesordnung der Sitzung des Rates 

der Stadt hingewiesen. 

Frau H. richtet an Ratsherrn Hecker (CDU) die Frage, ob die Möglichkeit besteht, die Hinweistafel im 

Ampelbereich Lütticher Straße/Brüsseler Ring in regelmäßigen Abständen zu reinigen, da diese sehr 

stark verschmutzt und daher kaum lesbar sei. 

 

Ratsherr Hecker (CDU) bedankt sich für die Frage und teilt mit, dass er diese an die zuständigen 

Gremien weiterleiten werde. 

 
 
zu 3 Bericht über die pandemische Lage 

Die Oberbürgermeisterin erläutert, dass die pandemische Lage in den Aachener Krankenhäusern derzeit 

ernst sei, die Anzahl der intensiv/invasiv-beatmeten Patient*innen steige täglich, eine Debatte über 

Lockerungen sei daher aktuell verfrüht. 

Bezüglich des Karnevals habe man sich vor diesem Hintergrund in Aachen gegen das Angebot der 

Landesregierung, Brauchtumszonen einzurichten, entschieden.  

Weiterhin berichtet sie, dass momentan in den Aachener Kitas und Schulen die vermehrten 

Quarantänefälle zu massiven Personalausfällen führen, man sei jedoch froh, dass bisher keine der 

Einrichtungen geschlossen werden musste. Die Grundversorgung für Kinder und Jugendliche sei somit 

sichergestellt. 

Bezüglich der Impfungen teilt sie mit, dass die Quote in der Städteregion stark zurückgehe, was sie mit 

großer Sorge betrachte. Sie bedankt sich für die Unterstützung beim Aachener Appell „Aachen hält 

zusammen“, in dem alle Fraktionen gemeinsam für einen Zusammenhalt gegen die Pandemie 

eingetreten sind und somit politisch ein klares Statement abgelegt haben. 
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zu 4 Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung des Rates der Stadt vom 10.11.2021 

(öffentlicher Teil) 

Vorlage: FB 01/0209/WP18 

Wortmeldungen hierzu ergeben sich nicht.  

 
Beschluss: 

Der Rat der Stadt genehmigt einstimmig die Niederschrift über die Sitzung des Rates vom 10.11.2021 

(öffentlicher Teil). 

 
 
zu 5 Haushaltsplanberatungen einschließlich Stellenplan: 

 
zu 5.1 Haushaltsreden 

Die Haushaltsreden der Fraktionen sind als Anlage beigefügt. 

 
 
zu 5.2 Stellenplan 2022 und  

Entwicklung der Personal- und Versorgungsaufwendungen 2022 

Vorlage: FB 11/0065/WP18 

Ratsfrau Eschweiler (CDU) äußert, dass sich der Stellenplanentwurf mit 164 neuen Stellen sehen lassen 

könne. Sie habe in diesen Stellenplan das Vertrauen, dass diejenigen Fachbereiche die Stellen 

anmelden, die sie auch bis ins Detail begründen können. Die CDU-Fraktion schaue bekannterweise 

genau hin, ob die Stellen und die Aufgaben notwendig seien und Ratsfrau Lürken (CDU) habe eben 

gesagt, dass Menschen gebraucht werden, um die anstehenden Aufgaben zu erfüllen, bei 164 Stellen sei 

die Notwendigkeit deutlich sichtbar.  

Weiterhin bezieht sie sich auf Ratsherrn Servos (SPD) und erläutert, dass die beiden durch ihn 

angemahnten Stellen, die keinen Einzug in den Stellenplan gefunden haben, Stellen gewesen wären, die 

auf Vorrat eingerichtet worden wären und daher auch keine Zustimmung gegeben werden könne.  

Sie teilt mit, dass die CDU-Fraktion gerne den 164 Stellen zustimmt und nicht der Auffassung sei, dass 

auf Kosten der Menschen in dieser Stadt gespart werden solle.  

 

Ratsherr Baal (CDU) merkt an, dass er sich eigentlich für den TOP 5.1 gemeldet habe, auch wenn dies 

überraschend sein möge, da in den letzten 18 Jahren zu den Haushaltsreden keine Wortbeiträge 

geleistet wurden. Jedoch könne er Äußerungen, wie die Beleidigung oder die Herabwürdigung von 

städtischen Einrichtungen und deren Mitarbeiter*innen, wie durch Ratsherrn Mohr (AfD) formuliert, nicht 

kommentarlos stehen lassen. Zudem könne Schweigen fälschlicherweise als Zustimmung verstanden 

werden.  

  

Ratsherr Servos (SPD) äußert, dass er die Haushaltsrede von Ratsfrau Lürken (CDU) für gut empfunden 

habe, daher die Ergänzung von Ratsfrau Eschweiler (CDU) nicht nachvollziehen könne. Im Namen der 

SPD-Fraktion werde dem Stellenplan, anders als dem Gesamthaushalt, zugestimmt. Die Inhalte des 

Stellenplans und die eingerichteten Stellen seien richtig und man wolle wegen zwei Stellen nicht den 

ganzen Stellenplan ablehnen. 
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Ratsherr Mohr (AfD) weist die Behauptung von Herrn Ratsherrn Baal (CDU) zurück und erläutert, dass es 

keine Beleidigung oder Herabwürdigung, sondern eine Diskussion über die Beibehaltung des aktuellen 

Kulturprogramms gewesen sei. In anderen Kommunen seien Diskussionen über solche Sachthemen 

durchaus üblich.  

 

Ratsfrau Begolli (Die Linke) bedankt sich bei Ratsherrn Baal (CDU) und äußert, dass, auch wenn man 

heute bzgl. des Haushaltes unterschiedlicher Meinung sei, in bestimmten Themen als Rat dennoch 

zusammenhalte. Weiterhin teilt sie mit, dass die LINKE-Fraktion dem Stellenplan ebenfalls zustimme, 

auch wenn die durch ihre Fraktion beantragten Stellen nicht eingerichtet wurden. 

  

Ratsfrau Moselage (FDP) teilt mit, dass auch die FDP-Fraktion dem Stellenplan zustimme.  

Sie bezieht sich außerdem auf die Aussage von Ratsherrn Mohr (AfD) bzgl. der VHS und den 

Kulturschaffenden, die sie unverschämt und unerhört findet. Sie könne es nicht stehen lassen, dass hier 

Mitarbeiter*innen der Stadtverwaltung beleidigt und als Faulenzer dargestellt werden. Es sei bedauerlich, 

dass man als Ratsmitglied keine Ahnung von dieser Stadt habe. 

 

Ratsfrau Griepentrog (Grüne) freut sich über die offensichtliche gemeinsame Verabschiedung des 

Stellenplans. Gerade in den Schwerpunktbereichen Bürger*innenbeteiligung, Schulsozialarbeit, digitale 

Schulausstattung und Klimaschutz sei die Personalausstattung sehr wichtig. Sie weist daraufhin, dass 

man mit dem Stellenplan eigentlich auch dem Haushalt zustimme, da das benötigte Personal zur 

Umsetzung der im Haushalt festgelegten Themen eingestellt werde. 

 

Ratsherr Servos (SPD) äußert, dass es für einige Fraktionen und Redner*innen schwer aushaltbar sei, 

nicht das letzte Wort zu haben. Er rate dringend davon ab, hintenrum die Haushaltsdebatte wieder zu 

eröffnen und regt an, vor der nächsten Haushaltsdebatte darüber abzustimmen, ob eine Debatte über die 

Haushaltsreden durchgeführt werde oder nicht. Dies sei gerade unter Pandemiebedingungen wirklich 

nicht gut.  

 

Die Oberbürgermeisterin äußert, dass unter TOP 5.3 die Haushaltsplanberatung vorgesehen sei, da sei 

man noch nicht.  

Als Leitung der Verwaltung und im Namen der Dezernate möchte sie ein sehr großes Dankeschön an 

den Rat für die Bereitstellung der Ressourcen zur Erledigung der Aufträge und Aufgaben, richten. 

 
Beschluss: 

Auf Vorschlag der Oberbürgermeisterin und Empfehlung des Personal- und Verwaltungsausschusses 

beschließt der Rat der Stadt mit 2 Gegenstimmen mehrheitlich, vorbehaltlich weiterer Beschlüsse, den 

Stellenplan für das Haushaltsjahr 2022 auf der Grundlage der dezernats- und fachbereichsbezogenen 

Darstellung der Veränderungen zum Stellenplan 2021 (s. Anlage). 

 

Zudem nimmt der Rat der Stadt mit 2 Gegenstimmen mehrheitlich die Entwicklung der Personal- und 

Versorgungsaufwendungen 2022 zur Kenntnis. 
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zu 

5.2.1 

Stellenplan 2022 und  

Entwicklung der Personal- und Versorgungsaufwendungen 2022 - 

Ergänzungsvorlage 

Vorlage: FB 11/0065/WP18-1 

  

Wortmeldungen hierzu ergeben sich nicht. 

 
Beschluss: 

Auf Vorschlag der Oberbürgermeisterin und Empfehlung des Personal- und Verwaltungsausschusses 

beschließt der Rat der Stadt mit 2 Gegenstimmen mehrheitlich in Abweichung des Beschlussvorschlages 

vom 23.12.2021 den Stellenplan für das Haushaltsjahr 2022, ergänzt durch  

 

- die vom Personal- und Verwaltungsausschuss in seiner Sitzung am 03.02.2022 empfohlenen 

weiteren Stellenplanänderungen. 

 

Zudem nimmt der Rat der Stadt mit 2 Gegenstimmen mehrheitlich die sich daraus ergebenden 

Personalaufwendungen im Haushaltsjahr 2022 zur Kenntnis.  

 
 
zu 5.3 Haushaltsplanberatungen 2022 

Vorlage: FB 20/0088/WP18 

Wortmeldungen hierzu ergeben sich nicht. 

 
Beschluss: 

Der Rat der Stadt Aachen beschließt mit 30 JA-Stimmen und 22 NEIN-Stimmen mehrheitlich die 

Haushaltssatzung 2022 unter Einbeziehung: 

1. der Veränderungsnachweisungen zum Ergebnisplan, dem konsumtiven Finanzplan, dem 

Investitionsplan und den Produktblättern zum Haushaltsplanentwurf 2022 

2. der in der Sitzung beschlossenen Veränderungen 

3. der haushaltsneutralen Verteilung der Abschreibungs- und Sonderposten- sowie der 

Personalkostenaufteilung. 

 
 
zu 6 Bedarfsplanung für die Kindertagesbetreuung in der Stadt Aachen für das KiTa-Jahr 

2022/2023 

Vorlage: FB 45/0180/WP18 

Ratsherr Zimmer (Die Zukunft) teilt mit, dass die Fraktion Die ZUKUNFT der Bedarfsplanung der 

Kinderbetreuung zustimme, in diesem Zusammenhang sei es jedoch notwendig, auch die problematische 

Überbelastung der Erzieher*innen zu erwähnen. Eigentlich müsse man noch weitere Maßnahmen treffen, 

wie beispielsweise bezahlte Fehltage oder auch höhere Geldleistungen, um deren Überbelastung zu 

verringern und auch um neues Personal zu akquirieren und altes zu halten. 
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Ratsherr Tillmanns (CDU) hält fest, dass man im Kita-Ausbauprogramm mit 48% im U3-Bereich und gut 

97% im Ü3-Bereich fortschreite, was jedoch noch nicht ausreichend sei. Es werde bekanntlich immer 

schwieriger, geeignete Grundstücke zu finden, die auch den Raumbedarf, den eine Kita benötige, 

letztendlich abbilden könne. Die Sozialräume seien zudem unterschiedlich ausgestattet, einige seien 

überversorgt, andere, wie z.B. im Aachener Osten, seien unterversorgt. Unbedingt im Auge behalten 

werden müsse auch der Fachkräftemangel. Gerade in den letzten Fachausschusssitzungen habe man 

sehr intensiv über dieses Thema gesprochen und begonnen, Lösungen zu erarbeiten, die jedoch nicht 

alleine aus Aachen kommen können.  

 

Ratsfrau Scheidt (Grüne) erläutert, dass der Kindertagesstätten-Bedarfsplan auch im Kinder- und 

Jugendausschuss beraten wurde und weist darauf hin, dass dringend neue Plätze gebraucht werden und 

dies auch im Blick behalten werden müsse, der Bestand sei ausgeschöpft. Es kann nicht sein, dass man 

vier, fünf Jahre auf den Neubau einer Kita warten müsse, wenn die Kinder dringend die Plätze brauchen, 

das müsse schneller gehen. Bezüglich des Fachkräftemangels habe man drei Minister angeschrieben 

und hoffe, dass auch auf Landesebene etwas passiere, gerade beim Thema Ausbildung. Die 

Ausbildungsplätze für Erzieher*innen reichen nicht aus, zurzeit versuche man, über den Städtetag zu 

erreichen, dass die Alltagshelfer*innen verlängert werden, mehr externes Personal in die Kitas reingeholt 

werden dürfe, um die Erzieher*innen zu entlasten. Die Bereitschaft des Landes NRW sei insgesamt 

gefordert, eine Kommune alleine könne dies nicht lösen. Weiterhin bedankt sie sich, als Vorsitzende des 

Kinder- und Jugendausschusses, bei der Gesamtverwaltung und der Jugendverwaltung für den 

Informationsfluss und die Bewältigung dieser schwierigen Zeiten. In Zusammenarbeit mit den freien 

Trägern sei man im Gespräch und man habe in Aachen bisher Glück, dass es wirklich relativ wenig 

Ausfälle durch Corona und auch durch Überbelastung in den Kindertagesstätten gebe. Dennoch sei man 

an einem Punkt, wo dringend gegengesteuert werden müsse. 

 

Beschluss: 

Der Rat der Stadt Aachen beschließt mit 2 Gegenstimmen mehrheitlich 

1. die vorgelegte Bedarfsplanung für die Kindertagesbetreuung 2022/2023 und die damit 

verbundene Erhöhung des Platzangebotes für ü3-Kinder im Umfang von 81 Plätzen in KiBiz-

geförderten Kindertageseinrichtungen, 

zur Abdeckung unvorhergesehener Bedarfe die Anmeldung einer „Not-KiTa“ zur Landesförderung mit 

insgesamt 100 Plätzen (60 in Gruppenform III c und 40 in Gruppenform I c) in Trägerschaft eines 

„anderen Trägers“. 

 
zu 7 Bebauungsplan - Eisenbahnweg / Philipsstraße - zwischen Eisenbahnweg, Hüttenstraße 

und Philipsstraße 

hier:  

1. Aufstellungsbeschluss 

2. Erlass einer Satzung über ein besonderes Vorkaufsrecht gem. § 25 BauGB im 

Stadtbezirk Aachen-Mitte für den Bereich Eisenbahnweg / Philipsstraße 

Vorlage: FB 61/0288/WP18 
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Ratsherr Hucke (Grüne) teilt mit, dass sich der Planungsausschuss mit der Aufstellung des B-Planes für 

das sogenannte Conti-Gelände beschäftigt habe. Der Standort soll als Gewerbe- und Industriestandort 

gesichert werden, dies sei im Ausschuss beraten worden und als ergänztes Instrument sei die 

Empfehlung für den Rat gefasst worden, eine Vorkaufssatzung für das Gebiet zu erlassen, sodass bei 

Bedarf entsprechend steuernd eingegriffen werden könne. 

 

Ratsherr Plum (SPD) möchte bezüglich der Bebauungspläne darauf hinweisen, dass die Anforderungen 

nicht überfrachtet werden, da man sonst Gefahr laufe, keine Investoren mehr zu finden. 

 
Beschluss: 

Der Rat der Stadt nimmt einstimmig den Bericht der Verwaltung zur Kenntnis. 

Er beschließt einstimmig zur Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung für die im 

Planbereich zwischen Eisenbahnweg, Hüttenstraße und Philipsstraße im Stadtbezirk Aachen-Mitte 

befindlichen Grundstücke die als Anlage beigefügte Satzung zur Ausübung eines besonderen 

gemeindlichen Vorkaufsrechts gemäß § 25 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB. 

Die Anlage ist Bestandteil des Beschlusses. 

 
 
zu 8 Bebauungsplan - Eisenbahnweg / Freunder Weg - 

hier: 

1. Aufhebungsbeschluss Aufstellungsbeschluss A 149 

2. Aufhebungsbeschluss Satzung über ein besonderes Vorkaufsrecht gem. § 25 

BauGB im Stadtbezirk Aachen-Mitte für den Bereich zwischen Trierer Straße, Freunder 

Weg und Eisenbahnweg 

Vorlage: FB 61/0290/WP18 

 

Ratsherr Hucke (Grüne) erläutert, dass der Fachausschuss im Zuge der Gesamtbetrachtung Rothe Erde 

verschiedene Aufhebungsbeschlüsse gefasst habe. In diesem Zusammenhang müsse auch die 

Vorkaufssatzung entsprechend aufgehoben werden.  

 
Beschluss: 

Der Rat der Stadt nimmt einstimmig den Bericht der Verwaltung zur Kenntnis. 

Er beschließt die Aufhebung der Satzung zur Ausübung eines besonderen gemeindlichen Vorkaufsrechts 

gemäß § 25 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB für die im Planbereich befindlichen Grundstücke im Stadtbezirk 

Aachen-Mitte zwischen Trierer Straße, Freunder Weg und Eisenbahnweg. 

 
 
zu 9 Neufassung der Satzung zum Schutz und Erhalt von Wohnraum in Aachen 

(Wohnraumschutzsatzung) 

Vorlage: FB 56/0152/WP18 

Ratsherr Plum (SPD) berichtet, als Vorsitzender des Wohnungs- und Liegenschaftsausschusses, dass 

der Beschluss einstimmig in der Ausschusssitzung beschlossen wurde und bedankt sich bei der 

Verwaltung für die Arbeit an diesem sehr komplexen Verfahren.  
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Ratsfrau Begolli (Die Linke) erläutert, dass die Satzung zum Erhalt von Wohnraum erfreulicherweise auf 

den Weg gebracht und die personellen Voraussetzungen im Stellenplan dafür geschaffen wurden, 

möchte jedoch wissen, ob es eine Möglichkeit gebe, gegen diesen offensichtlichen Leerstand, der bereits 

lange vor dem Jahr 2019 bestanden hat, vorzugehen. Für die untere Adalbertstraße, für die Menschen in 

dieser Stadt, für die Geschäftstreibenden und für die Wohnungssuchenden wäre dies wichtig. Der 

Leerstand habe bereits bestanden, als die ersten Anträge von den Fraktionen SPD und DIE LINKE 

gestellt worden sind., Gegebenenfalls wäre auch die Entwicklung von Strategien im interkommunalen 

Zusammenschluss angebracht. 

  

Die Oberbürgermeisterin erläutert, dass die Wohnraumschutzsatzung rechtlich keine rückwirkende 

Wirkung entfalten kann. Um gegen die geschilderten Missstände vorzugehen, sei jedoch die 

„Voruntersuchung östliche Innenstadt“ auf den Weg gebracht worden. Das Verfahren laufe und man 

hoffe, dass man im Ergebnis die Grundlage für die geforderten Eingriffsmöglichkeiten habe. Die Aufgabe 

des interkommunalen Vergleiches nehme man gerne mit, dies sei mit Sicherheit noch ein Thema, 

welches man im Städtetag immer wieder adressieren werde, allerdings bestehe rechtlich gesehen kein 

großer Spielraum.  

 
Beschluss: 

Der Rat der Stadt Aachen beschließt einstimmig die Neufassung der Satzung zum Schutz und Erhalt von 

Wohnraum in Aachen in der vorgelegten Form. 

 
 
zu 10 Seniorenratswahlen 2022 – Änderung der Wahlordnung 

Vorlage: FB 56/0158/WP18 

Wortmeldungen hierzu ergeben sich nicht.  

 
Beschluss: 

Der Rat der Stadt Aachen nimmt einstimmig den Bericht der Verwaltung zur Kenntnis und 

beschließt einstimmig die vorgelegte Wahlordnung für den Seniorenrat.    

 
 
zu 11 Umgang mit Mikroapartments 

Vorlage: FB 56/0159/WP18 

Dieser Tagesordnungspunkt wurde zu Beginn der Sitzung zurückgezogen.  

 
zu 12 Anfragen: 

 
zu 

12.1 

Ratsanfragen 

Vorlage: FB 01/0202/WP18 

 Die Oberbürgermeisterin verweist auf 2 neue Ratsanfragen, die fristgerecht eingereicht und versandt 

wurden. 

 

Beschluss: 
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Der Rat der Stadt nimmt einstimmig die nach der Geschäftsordnung fristgerecht eingereichten 

Ratsanfragen zur Kenntnis. 

 
zu 

12.2 

Stellungnahmen der Verwaltung zu Ratsanfragen 

Vorlage: FB 01/0203/WP18 

Die Oberbürgermeisterin verweist auf eine Stellungnahme, die mit den Unterlagen versandt wurde und 

auf 1 Stellungnahme, die auf den Tischen ausgelegt wurde. 

 
Beschluss: 

Der Rat der Stadt nimmt einstimmig die von der Verwaltung vorgelegten Stellungnahmen zu 

verschiedenen Ratsanfragen zur Kenntnis. 

 
zu 13 Ratsanträge 

Vorlage: FB 01/0204/WP18 

Die Oberbürgermeisterin verweist auf 18 neue Ratsanträge, die fristgerecht eingereicht und versandt 

wurden. 

 
Beschluss: 

Der Rat der Stadt nimmt einstimmig die fristgerecht eingereichten Ratsanträge zur Kenntnis und verweist 

sie gemäß § 12 Abs. 3 der Geschäftsordnung an die jeweils zuständige Stelle (Bezirksvertretung, 

Fachausschuss, Oberbürgermeisterin). 

zu 14 Umbesetzung in Ausschüssen und anderen Gremien: 

 
zu 

14.1 

Umbesetzungsantrag der Fraktion DIE Zukunft vom 03.02.2022 

Vorlage: FB 01/0205/WP18 

Wortmeldungen hierzu ergeben sich nicht.  

 
Beschluss: 

Der Rat der Stadt beschließt einstimmig die von der Fraktion DIE Zukunft mit Schreiben vom 03.02.2022 

beantragte Umbesetzung. 

 
 
zu 

14.2 

Umbesetzungsantrag der Fraktion DIE Zukunft vom 15.02.2022 

Vorlage: FB 01/0211/WP18 

Wortmeldungen hierzu ergeben sich nicht.  

 
Beschluss: 

Der Rat der Stadt beschließt einstimmig die von der Fraktion DIE Zukunft mit Schreiben vom 15.02.2022 

beantragte Umbesetzung. 

 
zu 

14.3 

Umbesetzungsantrag der GRÜNE-Fraktion vom 14.02.2022 

Vorlage: FB 01/0212/WP18 

Wortmeldungen hierzu ergeben sich nicht.  

 
Beschluss: 
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Der Rat der Stadt beschließt einstimmig die von der GRÜNE-Fraktion mit Schreiben vom 14.02.2022 

beantragten Umbesetzungen. 

 
zu 15 Mitteilungen der Verwaltung 

Die Oberbürgermeisterin hält fest, dass Aachen aufgrund der akuten Sturmwarnungen in der Stufe 

„orange“ und die Städteregion auf „rot“ eingestuft sei. Heute Mittag haben die entsprechenden SAEs 

getagt, um Maßnahmen abzustimmen. Zeitgleich sei über das Ministerium für morgen die Schulpflicht 

aufgehoben, die Lehrer*innen seien jedoch aufgefordert, in die Schulen zu gehen und im Sinne von 

Notbeaufsichtigungsunterricht die Kinder zu betreuen, die kommen. In den Kitas werde das städtische 

Personal auch vor Ort sein. Der Wochenmarkt werde voraussichtlich abgesagt, die Musikschule soll 

geschlossen bleiben und der THW soll für Notsituationen bereitstehen. Man sei bestens vorbereitet und 

hoffe, dass der Sturm, dessen angekündigte Geschwindigkeiten schon enorm seien, Aachen verschonen 

werde.  

Weiterhin teilt sie mit, dass eine Gruppe aus dem Rat vergangene Woche den Flughafen Lüttich besucht 

habe und von Seiten des Flughafenbetreibers sehr umfänglich informiert wurde. Der Austausch sei sehr 

freundlich, aber inhaltlich für die Delegation nicht zufriedenstellend gewesen, man sei mit mehr Fragen 

als Antworten nach Hause gefahren. Hier müsse man in politischen Abstimmungen das weitere Vorgehen 

besprechen. Es gebe ein Antwortschreiben der Flughafenleitung auf die Resolution, welches mit der 

Niederschrift zur Verfügung gestellt werde. Eine enge Abstimmung bestehe auch mit den 

Bundestagsabgeordneten, die hier auf Bundesebene aktiv werden wollen. 

Außerdem teilt sie mit, dass die Musikschule mit einem Popchor-Konzert mit 300 Teilnehmenden am 23. 

und 24. Juni auf dem Katschhof auftreten möchte. Verwaltungsseitig würde man dieser Veranstaltung 

gerne zustimmen und bittet den Rat ebenfalls um Unterstützung. 

 
zu 16 Resolution zur drohenden Standortschließung der Bezirksregierung Köln - Erhalt der 

Arbeitsplätze in Aachen 

hier: Gemeinsamer Tagesordnungsantrag der Fraktionen von SPD, DIE Zukunft und DIE 

LINKE vom 02.02.2022 

Ratsherr Dopatka (SPD) möchte die gemeinsame Resolution von den Fraktionen DIE LINKE, Die 

ZUKUNFT und SPD vorstellen und kurz erklären, warum es sinnvoll sei, dieser Resolution einen 

gemeinsamen Signalschub Richtung Köln und Düsseldorf zu geben. Man habe versucht, diese 

Resolution parteiübergreifend einzureichen. Dies ergebe auch Sinn, da es hier nicht nur um 200 

Arbeitsplätze in Aachen handle, sondern auch um die damit verbundenen sozialen Härten für die 

Kolleg*innen, die von dem Umzug betroffen seien. Hinzu komme auch die Frage, ob es im Sinne der 

Stadt sei, dass immer mehr Funktionen verlagert werden. Die Fraktionen Grüne, CDU und FDP äußerten, 

dass diese Resolution zu weit reiche. Man solle sich nicht auf BLB und Landesregierung, sondern auf das 

Kernthema fokussieren.  

Ratsherr Dopatka erläutert, dass diese Entwicklung einen Vorlauf von 12 Jahren habe. Im Jahr 2010 sei 

der Gartentrakt der Bezirksregierung in Köln leergezogen worden. Es sei immer vorgesehen gewesen, 

diesen Standort durch den BLB zügig zu renovieren, wiederherzurichten und für die Bezirksregierung 

wieder zu öffnen. Den Kolleg*innen sei klar kommuniziert worden, dass für die Renovierungsphase der 

Standort in Bonn sein werde und bei Fertigstellung der Umzug nach Köln stattfinde. Dies sei immer die 

klare Ausgangslage gewesen, welche sich jedoch seit Anfang dieses Jahres geändert habe. Die 
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Landesregierung habe beschlossen, im Bereich Arbeitsschutz neue Stellen zu schaffen, jedoch habe die 

Landesregierung die entsprechende Erhöhung des Mietbudgets versäumt. Es seien Stellen eingerichtet 

worden, ohne der Bezirksregierung das Geld dafür zur Verfügung zu stellen und Räume herzurichten. So 

sei es zum Entschluss gekommen, die Standorte Aachen und Bonn zu schließen und mit dem 

eingesparten Geld ein neues Gebäude anzumieten. Seiner Meinung nach könne das Problem nur gelöst 

werden, wenn alle drei Akteure, also die Bezirksregierung, der BLB und die Landesregierung, klar 

adressiert werden. Er bittet die Oberbürgermeisterin, dass bei der Abstimmung der Resolution, die zweite 

Resolution der Fraktionen Grüne, CDU und FDP nur bei Bedarf abgestimmt werde, da die erste 

Resolution der Fraktionen SPD, Die ZUKUNFT und DIE LINKE viel weitreichender sei. Weiterhin bittet er 

die Ratskolleg*innen, dass dies kein Wahlkampfmanöver sei, es gehe um die Stadt Aachen und um die 

Funktion des Standortes. 

  

Ratsfrau Eschweiler (CDU) nimmt Bezug auf den Wortbeitrag von Ratsherrn Dopatka (SPD) und äußert, 

dass es jetzt nur um mediale Aufmerksamkeit gehe. Sie wollte dies eigentlich nicht äußern, allerdings 

habe er selbst den Wahlkampfgedanken in den Raum geworfen. 

Sie führt aus, dass der Rat nicht über die Tatsachen in Kenntnis gesetzt wurde, sondern die 

Informationen aus der Tageszeitung entnommen habe.  

Natürlich steht außer Frage, dass man die Arbeitsplätze in Aachen und den Standort erhalten wolle, 

unbekannt sei jedoch, zu welchen Gunsten Mieteinsparungen vorgenommen werden, um andere Objekte 

zu ertüchtigen. Auch unbekannt sei, ob die Mitarbeitenden am Standort in Aachen tatsächlich hier 

wohnen und ob Gespräche mit ihnen geführt wurden. An den Rat sind sie mit ihren Vertretungen, nicht 

herangetreten. Natürlich möchte man für den Erhalt des Standortes sorgen, man könne im 

Umkehrschluss jedoch nicht über Objekte in Köln entscheiden oder der Bezirks- und Landesregierung 

Entscheidungen vorwegnehmen. Daher plädiere sie für eine realistische Variante der Resolution.  

 

Ratsfrau Schmidt-Promny (Grüne) äußert, dass bei Verabschiedung einer Resolution stets die 

Einstimmigkeit das Ziel sein sollte. Hier sei man sich in zwei Punkten einig, erstens dass diese Resolution 

parteiübergreifend sein solle und zweitens man sich für den Erhalt der Arbeitsplätze in der Stadt und 

Städteregion Aachen einsetze und gegen die Zentralisierungstendenz in die Stadt Köln ausspreche. Die 

Resolution der CDU, FDP und Grüne sei kein Wahlkampfmanöver und auch keine abgespeckte Version, 

man fokussiere jedoch das Wesentliche, da man nichts vermischen möchte, sondern die Situation 

vernünftig aufrollen und Kritik ausüben wolle.  

 

Ratsfrau Begolli (Die Linke) erläutert, dass es nicht sein könne, dass Kommunikationslosigkeit dazu 

führe, dass die 200 Mitarbeitenden aus Aachen plötzlich ihre ganze Lebenssituation umstellen müssen. 

Außerdem müsse der Rat der Stadt Aachen ein starkes Zeichen nach Düsseldorf und Köln senden. 

 

Ratsherr Servos (SPD) führt aus, dass der erste Artikel, der ihn dazu veranlasst habe, sich dem Thema 

auseinander zu setzen, bereits am 21. Dezember vergangenen Jahres erschienen sei.  

Er erinnert an die heftige Debatte und den enormen Einsatz bzgl. der Casino Arbeitsplätze. Der Entwurf, 

den die CDU maßgeblich formuliert habe, sei für ihn logisch, da er aus Sicht der Landespolitik das ganze 

Thema vertrete. Das müsse man tun, wenn man die Mehrheit im Landtag habe und den 
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Ministerpräsidenten stelle. Wenn man sich jedoch die vier Punkte einzeln anschaue, dann sei der erste 

Punkt keine Resolution. Weshalb solle eine Resolution formuliert werden, die die Verwaltung auffordert, 

etwas zu tun. Dieser Punkt könne rausgenommen werden. Auch Punkt 4 überzeuge ihn nicht, das Thema 

sei von allen verfolgt worden, die Pressemitteilung an die Bezirksregierung ging heute auch raus. Punkt 2 

beinhalte den Einsatz für den Erhalt des Standortes und die Arbeitsplätze in Aachen. Die Aussagen seien 

zu weichgespült, er fordere die Landes- und Bezirksregierung auf, ihr Konzept so anzupassen, dass der 

Standort erhalten werden kann und entsprechend die erforderlichen Mittel dafür zur Verfügung gestellt 

werden.  

 

Ratsfrau Lürken (CDU) führt aus, dass es Wissen aus einer Erfahrung, Wissen aus der Zeitung und 

Wissen, was einem richtig vermittelt werde, gebe. Dies sei auch sinnvoll, wenn man ins Gespräch komme 

und zuhören könne. Die Resolution der SPD, Die ZUKUNFT und DIE LINKE beinhalte unendlich viel Text 

vorne und dahinter, es gehe aber um die Kernfrage, was passiert mit den Mitarbeitenden des Standortes 

Aachen. Dies sei der Kernpunkt, der diskutiert werden solle. 

 

Ratsfrau Schmidt-Promny (Grüne) erläutert, dass das Anliegen der Grüne-Fraktion ein gemeinsamer 

Resolutionsentwurf gewesen sei. Man habe auch versucht, eine inhaltliche Klärung über die 

Geschäftsführerebene/Geschäftsführerinnenebene herbeizuführen, die leider nicht funktioniert habe.  

 

Ratsherr Dopatka (SPD) bezieht sich auf die Aussage von Ratsfrau Lürken (CDU) und erläutert, dass er 

daraus verstehe, dass man nicht richtig recherchiert habe. Er stellt klar, dass dies nicht korrekt ist, man 

habe sehr wohl ausreichend recherchiert und Fakten gesammelt.  

Er schlägt vor, dass man gerne jetzt gemeinsam an dem Beschluss arbeite, um eine gemeinsame 

Resolution zu erzielen und dadurch auch keine Zeit zu verlieren. Es sei zwar nicht abgesprochen, aber er 

könne sich vorstellen, dass dies auch im Sinne der Fraktionen Die ZUKUNFT und DIE LINKE sei. 

 

Ratsherr Plum (SPD) führt aus, dass, wenn es tatsächlich um die Beschäftigten vor Ort gehe, in der 

Resolution der Fraktionen CDU, Grüne und FDP nicht nur die Einladung einer Vertretung der 

Bezirksregierung aufgeführt wäre, sondern auch der Mitarbeitenden-Vertretung.  

Er könne außerdem nicht nachvollziehen, weshalb nicht resolut vorgegangen werde.  

Er bittet die Oberbürgermeisterin um Mitteilung, wie ihre Haltung zu dem Thema sei.  

 

Ratsherr Mohr (AfD) erläutert, dass der Vortrag der SPD recht plausibel klinge, auch wenn er natürlich 

immer hellhörig werde, wenn es darum geht, sich auf Presseberichte zu stützen. Um sich eine Meinung 

zu bilden, würde er gerne wissen, welche Erkenntnisse der Oberbürgermeisterin aus erster Hand 

vorliegen. 

 

Die Oberbürgermeisterin erläutert, dass man durch die Behördenleitung und durch die Presse über die 

Schließung des Standortes der Bezirksregierung hier in Aachen informiert wurde und bietet an, die 

offenen Fragen des Rates mit den zuständigen Stellen zu erörtern.  

 

Ratsherr Dopatka (SPD) unterbreitet einen Vorschlag zur textlichen Anpassung der Resolution.  
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Ratsfrau Griepentrog (Grüne) äußert, dass nicht mehr eindeutig sei, worüber diskutiert werde. Es sei 

unmöglich jetzt mit 70 oder 50 Leuten einen neuen Text formulieren. Die SPD habe letzte Woche den 

Vorschlag in die Ratsfraktion gegeben und eine Antwort darauf erhalte, zu einem gemeinsamen Text ist 

es nicht gekommen. Eigentlich gehe es doch nur darum, dass die Arbeitsplätze in Aachen erhalten 

bleiben.  Sie schlägt vor, jetzt eine Abstimmung vorzunehmen oder das Thema zu vertagen. 

Ratsfrau Begolli (Die Linke) schlägt vor, entweder jetzt eine für alle tragbare Formulierung zu gestalten 

oder die beiden Resolutionen gegeneinander abzustimmen.  

Die Oberbürgermeisterin schlägt vor, den Tagesordnungspunkt zu vertagen. Die Ratsmitglieder stimmen 

diesem Vorschlag zu. 
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Fraktion im Rat der Stadt Aachen

An die Pressevertreter*innen:

Bitte beachten Sie: Der Sperrvermerk gilt bis 16.02.2022,17 Uhr. 
Es gilt das gesprochene Wort.
Eine kurze Zusammenfassung finden Sie am Ende des Dokuments.

Haushaltsrede von Kaj Neumann, Fraktionssprecher GRÜNE Fraktion im Rat der Stadt Aachen 
Aachen, 16.02.2022

Auf dem Weg zur ökologisch und sozial gerechten Stadt
„Man kann nicht in die Zukunft schauen, aber man kann den Grund für etwas Zukünftiges legen -

denn Zukunft kann man bauen."

(Antoine de Saint-Exupéry)

Wir GRÜNE arbeiten in Aachen an einer Zukunft, die Klimaschutz und soziale Gerechtigkeit verbindet. 
Wir wollen positive Neuerungen erlebbar machen für alle. Das ist unsere „GRÜNE DNA" - und 
angesichts von Pandemie und Klimawandel wichtiger denn je.

Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin, sehr geehrte Frau Kämmerin, 
liebe Ratskolleginnen und Ratskollegen, 
meine sehr verehrten Damen und Herren,

uns liegt ein solide finanzierter Haushalt vor, der die Basis für viele zukunftsweisende Projekte bildet. 
Ein Haushalt, der es uns ermöglicht, diese Projekte in den kommenden Jahren umzusetzen und mit 
Leben zu füllen.

Deshalb gilt unser besonderer Dank den Kolleginnen und Kollegen in der Verwaltung und unserer 
Kämmerin für die gute Arbeit. Gerade unter den schwierigen Bedingungen der Pandemie ist dies eine 
besondere Leistung!

Wir möchten uns bei Ihnen, Frau Grehling, und Ihrem Team bedanken für die vielen Gespräche. Für 
Ihre Bereitschaft, alle Fragen und Wünsche aufmerksam zu diskutieren und Lösungen zu finden, auch 
wo anfangs manchmal keine Lösung in Sicht war.

Die Pandemie belastet uns alle. Privat, im Beruf, gesellschaftlich und politisch. Vieles, was 
selbstverständlich war, ist es nicht mehr. Wenn wir jetzt an einem Wendepunkt stehen und in ein 
hoffentlich entspanntes Frühjahr starten, dann wissen wir auch, dass wir grundlegende 
Veränderungen brauchen.

Corona hat uns viele Schwachstellen aufgezeigt. Wenn wir etwas lernen wollen aus dieser Krise, dann 
dieses: Wir müssen positive Perspektiven entwickeln, Verbesserungen anpacken und umsetzen. Für 
uns bedeutet das insbesondere: Wir wollen hin zu einer gerechteren Stadt!

GRÜNE Fraktion Geschäftsstelle 
Verwaltungsgebäude Katschhof, Raum 104 
D-52062 Aachen
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Tel: 0241 432 7217 
Fax: 0241432 7213 

gruene.fraktion@mail.aachen.de
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Fraktion im Rat der Stadt Aachen

Mehr ökologische und soziale Gerechtigkeit, mehr Generationengerechtigkeit. Dafür brauchen wir 
Transformationen: in der Mobilität, bei den Themen Energie und Klima, im Sozialen, in der Bildung, 
beim Wohnen, im kulturellen Leben... Der letzte Haushalt hat dafür die Grundlage geschaffen. Mit 
diesem Haushalt kommen wir weiter ins „UMSETZEN".

Er ermöglicht spürbar positive Entwicklungen in Aachen. Das Eingangszitat von Saint-Exupéry füllen 
wir so mit Leben. Was heißt das konkret?

KÜMAWANDEL und KLIMAZIELE

Wir bauen gemeinsam eine Stadt, die die Einhaltung der Klimaziele ernst nimmt:

In Aachen werden wir in den nächsten Jahren Solardächer auf allen städtischen Gebäuden sehen. 
Dafür haben wir ein innovatives Abrechnungsmodell ins Leben gerufen, das deutschlandweit Schule 
machen könnte. Wir fördern Solaranlagen auf privaten Dächern. Wir sanieren Gebäude. Wir haben 
ein Stadtwerk, das wir auf dem ambitionierten Weg zur Klimaneutralität bis 2030 begleiten.

Wir bauen gemeinsam eine Stadt, die sich für den Klimawandel wappnet:

Die Klimakrise hat auch für uns in Aachen spürbare Folgen. Das Hochwasser im letzten Sommer hatte 
katastrophale Auswirkungen, die bis heute das Leben vieler Menschen belasten. Blicken wir der 
Realität ins Auge: Das wird nicht das letzte Hochwasserereignis gewesen sein! Daher treffen wir 
Vorsorge und werden den Hochwasserschutz vor Ort verbessern.

Aachen soll zur „Schwammstadt" werden - einer Stadt, die Wasser aufsaugt wie ein Schwamm, wenn 
es regnet, und es abgibt, wenn es gebraucht wird. Wir begrünen Fassaden, um das Mikroklima zu 
verbessern. Und wir stellen die Weichen, um endlich deutlich mehr Straßenbäume zu pflanzen.

Wir brauchen in Aachen vielfältige Maßnahmen, um die Folgen des Klimawandels einzudämmen. 
Diese Aktivitäten müssen ineinandergreifen und umgesetzt werden. Dafür haben wir eine 
Personalstelle in der Verwaltung eingerichtet. Außerdem haben wir im November Heiko Thomas als 
neuen Dezernenten begrüßen können, der Klimaschutz mit einem eigenen Dezernat zur Chefsache 
macht.

Investitionen in Klimaschutz sind Investitionen in die Zukunft, die sich nicht nur RECHNEN, sondern 
die auch GERECHT SIND, den kommenden Generationen gegenüber. Im Haushalt sind bis 2025 83 
Millionen Euro über das Integrierte Klimaschutzkonzept enthalten. Aachen ist Vorreiter-Kommune 
und hat sich verpflichtet, bis 2030 klimaneutral zu werden.

Doch Ziele und Geld allein reichen nicht - deshalb wollen wir Grüne weiter über Fraktionsgrenzen 
hinweg, zusammen mit der Verwaltung und vor allem auch mit der Zivilgesellschaft weiter 
ambitionierten Klimaschutz machen. Und damit unserer Verantwortung gerecht werden:

LOKAL - NATIONAL - GLOBAL.

Tel: 0241 432 7217
GRÜNE Fraktion Geschäftsstelle Fax: 0241 432 7213
Verwaltungsgebäude Katschhof, Raum 104 gruene.fraktion@mail.aachen.de
D-52062 Aachen
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Fraktion im Rat der Stadt Aachen

VERKEHRSWENDE und STADTENTWICKLUNG

Wir bauen eine Stadt für ALLE Menschen - egal ob sie zu Fuß, mit dem Rad, dem Rollstuhl oder dem 
Bus unterwegs sind. Auch das Auto verbieten wir nicht. Doch wir geben ihm weniger Platz und 
verteilen den öffentlichen Raum, der allen gehört, neu.

Für die Transformation in der Mobilität müssen wir den Menschen gute Alternativen anbieten. Wir 
stärken also den Busverkehr, mit mehr Verbindungen und besserer Taktung. Wirschaffen eigene 
Busspuren, damit die Busse schneller werden.

Für diejenigen, die weiterhin auf das Auto angewiesen sind, ermöglichen wir den Umstieg auf E- 
Mobilität durch den Ausbau der Ladeinfrastruktur. Wir bauen das Park- and Ride Angebot weiter aus, 
um die Menschen in der Stadt weiter vom Autoverkehr zu entlasten. Die Sanierung der Brücke 
Turmstraße wollen wir dafür als Chance nutzen.

Und wir verfolgen die regioTRAM weiter: Sie wird ein komfortables Verkehrsmittel aus dem 
Nordkreis in die Stadt sein - für über 66.000 Pendlerinnen und Pendler, die heute täglich auf dieser 
Strecke mit dem Auto unterwegs sind.

Natürlich - auch das ist Teil unserer DNA - ist es uns besonders wichtig, dass Menschen sich sicher, 
schnell und komfortabel zu Fuß und mit dem Rad bewegen können. Wir Grüne unterstützen daher 
die Ziele des Radentscheids vollumfänglich. Der Ausbau von Premiumfußwegen ist in Arbeit und 
geht mit dem Ausbau von Radinfrastruktur Fland in Fland.

Beides eröffnet neue Möglichkeiten: Zum Beispiel für Menschen, die sich heute nicht aufs Fahrrad 
trauen. Für Kinder auf Schulwegen. Oder für Menschen, denen Fußwege ohne Möglichkeiten zum 
Ausruhen zu mühsam sind.

Viele Menschen werden dadurch vielseitig, eigenständig, ganz neu mobil sein können. Auch das ist 
für uns Gerechtigkeit.

Wir bauen um - von grau zu grün: Etwa beim Umbau des Theaterplatzes, der Gestaltung des Büchel 
oder dem Platz an der Lothringer Straße, zu lebendigen „Erlebnisorten". Wir wollen mehr Straßen 
und Plätze von parkendem Blech befreien.

Diese Neuverteilung von Flächen ist gerecht - klimagerecht und gerecht den Menschen gegenüber, 
die hier leben, wohnen und arbeiten. Denn der neue Raum bietet vielfältige Möglichkeiten. Der 
Abriss des Parkhauses am Büchel ist abgeschlossen, und die kreative Nutzung kann beginnen. Der 
Theaterplatz wird in absehbarer Zeit ein neues Gesicht bekommen. Der Veränderungsbedarf in der 
Stadt ist groß und wir gehen ihn an.

Neue Nutzungen, mehr Grünflächen, mehr Aufenthaltsqualität, soziales Leben. Das sind die 
Stichworte, auf deren Grundlage wir Aachen umgestalten wollen.

GRÜNE Fraktion Geschäftsstelle 
Verwaltungsgebäude Katschhof, Raum 104 
D-52062 Aachen
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Fraktion im Rat der Stadt Aachen

BEZAHLBARES WOHNEN

Die Nachfrage nach bezahlbarem Wohnraum brennt auf den Nägeln. Eine kostengünstige Wohnung 
zu finden, wird immer schwieriger-aktuell sind nur noch 7% der Wohnungen öffentlich gefördert. In 
den kommenden Jahren wird mehr als die Hälfte davon aus der Mietpreisbindung fallen. Gerechte 
Wohnraumpolitik bedeutet für uns daher den steigenden Mieten etwas entgegen zu setzen. Auch 
wenn mit dem Aachener Modell zur kommunalen Wohnungsbauförderung ein gutes Instrument 
geschaffen wurde: Hier muss mehr passieren.

Die Gründung einer Wohnbaugesellschaft soll in diesem Jahr konkretisiert werden. Auch den Ausbau 
von Dachgeschossen schieben wir weiter an - hier schlummert viel Potenzial! Für beides steht Geld 
bereit.

FAMILIEN, SCHULE und SOZIALES

Knapp 30 Millionen Euro stehen in den nächsten Jahren für die Digitalisierung zur Verfügung. Alleine 
11,7 Mio. davon, um digitales Lernen und Lehren voranzubringen. Für die baulichen Maßnahmen der 
Schulen sind 21 Mio. eingeplant. Das ist wichtig, um beispielsweise den Umbau der Schulen von G 8 
zu G 9 stemmen.

Die Absicherung der Finanzierung der Freien Träger ist für uns Grüne ein wichtiges Anliegen. Ein 
besonderes Augenmerk unserer Sozialpolitik gilt den Menschen ohne Wohnung. Hier haben wir 
Mittel zur Verbesserung der Aufenthalts- und Wohnsituation in den Haushalt aufgenommen. 
Familien, die ganz besonders unter der Pandemie gelitten haben, entlasten wir in den Beiträgen für 
die Kinderbetreuung in diesem Jahr. Grundsätzlich sehen wir es aber als eine Aufgabe des Landes 
NRW, Familien von den Kosten der Kinderbetreuung zu befreien.

KULTUR macht die STADT LEBENDIG

Das Festival „Stadtglühen" im letzten Sommer war ein toller Erfolg. Das Festival, das überwiegend 
von der freien Kulturszene selbst organisiert wurde, soll auch in diesem Jahr stattfinden. Dazu haben 
wir Gelder aus dem Kulturhaushalt neu priorisiert. Beim „Stadtglühen" lernen die Menschen die 
Vielfalt, die Kreativität und das Potenzial unserer freien Kulturszene kennen. Neue Spielorte werden 
erschlossen und damit auch neue Räume für soziales Leben - dezentral in den Stadtbezirken und 
Stadtteilen. Kunst und Kultur werden zu einem Teil des Alltags - auch für Menschen, denen der Gang 
ins Theater oder Museum eher fremd ist.

Für die Kultur ist uns Grünen außerdem wichtig, dass die Verwaltung ihrer Verpflichtung nachkommt 
und Spielstätten betriebsbereit hält. Dazu gehört die dringend anstehende Sanierung der 
Bühnentechnik in der Klangbrücke.

Bereits im letzten Jahr konnten wir dafür sorgen, dass Fördergelder für die freie Kulturszene laufend 
angehoben werden, dies setzen wir fort - bis auf 5 % des städtischen Kulturetats im Jahr 2025.

GRÜNE Fraktion Geschäftsstelle 
Verwaltungsgebäude Katschhof, Raum 104 
D-52062 Aachen
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Fraktion im Rat der Stadt Aachen

WIR WOLLEN DIE STADT TRANSFORMIEREN

... und brauchen dafür verlässliche Partner. Gerne wollen wir Dinge gemeinsam, jedoch fokussiert 
und zügig voranbringen. Bei jedem Thema, immer alle zu beteiligen, bis es einen Konsens gibt: So 
schön sich das auch anhört, das ist aus unserer Sicht kein tragfähiges Modell. Das ist auf Dauer zu 
langwierig und zeitintensiv - und Zeit ist im Prozess der Transformation ein entscheidender Faktor.

Deshalb freuen wir uns, in diesem Jahr mit der CDU einen Partner gefunden zu haben, mit dem wir 
den Haushalt auf Grundlage einer gemeinsamen Schwerpunktsetzung verabschieden können.

Und auch wenn wir den Haushalt jetzt heute nicht mit allen Fraktionen verabschieden, so ist es doch 
auch der Haushalt der Verwaltung und der UNSERER Oberbürgermeisterin. Ein Haushalt für die 
Zukunftsaufgaben in UNSERER Stadt und für alle Menschen, die hier leben.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

Zusammenfassung der Haushaltsrede 2022

Aachen, 16.02.2022
Kaj Neumann, Fraktionssprecher GRÜNE Fraktion im Rat der Stadt Aachen 

Die ökologisch und sozial gerechte Stadt

Wir arbeiten in Aachen an einer Zukunft, die Klimaschutz und soziale Gerechtigkeit verbindet. Der 
Haushalt 2022 ist solide finanziert und bildet gleichzeitig viele zukunftsweisende Projekte ab.

Corona zermürbt uns alle. Umso wichtiger, den Menschen positive Perspektiven zu geben. Dafür 
setzen wir im Haushalt Schwerpunkte in der Mobilität, bei Energie und Klima, im Sozialen, in der 
Bildung, beim Wohnen, im kulturellen Leben. Vieles haben wir gemeinsam 2021 angeschoben, jetzt 
wollen wir umsetzen, z.B.:

Ausbau von Solardächern, Gebäudesanierung, mehr Stadtgrün, Hochwasserschutz besonders für den 
Aachener Süden. Vorfahrt für Rad- und Fußverkehr, „Wiesen" und lebendige Plätze gestalten. 
Bessere Busverbindungen einrichten, auch in schwierigen Baustellenzeiten. Geld ist vorgesehen für 
mehr bezahlbaren Wohnraum, für die Verbesserung der Situation Wohnungsloser. Mittel sind 
ebenfalls da für ein Festival „Stadtglühen" 2022, für Bildung, Digitalisierung und für die Entlastung 
von Familien.

Tel: 0241432 7217 
Fax: 0241 432 7213. 
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16. Februar 2022, 17.00 Uhr – Es gilt das gesprochene Wort. 
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Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin, 

liebe Kolleginnen und Kollegen, 

meine Damen und Herren, 

als ich über die heutige Haushaltsrede nachgedacht habe, hörte ich das Lied Let her go von 

Passenger. Viele von Ihnen werden es kennen. Ich werde jetzt aber nicht singen; denn dann 

würden Sie den Saal verlassen.  

You only need the light when it's burning low 

Only miss the sun when it starts to snow 

In diesem Lied geht es darum, dass wir vieles für ganz selbstverständlich halten und den 

Wert nicht erkennen. Wenn wir es verlieren, dann wissen wir, was wir hatten. Was wir in 

den vergangenen zwei Jahren erlebt haben, ist eine Welt, die aus den Fugen geraten ist und 

die uns gezeigt hat, dass nichts im Leben selbstverständlich ist.  

Es ist nicht selbstverständlich, dass Kinder in die Kita oder Schule gehen können. Es ist nicht 

selbstverständlich, dass Geschäfte und Restaurants offen sind. Und es ist nicht 

selbstverständlich, dass wir Feste im Familien- und Freundeskreis feiern, Gottesdienste 

besuchen oder einfach nur in den Urlaub fahren können.  

 

Corona hält uns alle immer noch in Atem – und als es im Sommer etwas ruhiger wurde und 

sich endlich wieder ein wenig das Gefühl von Normalität einstellte, kam der Regen und mit 

ihm das Hochwasser in einer nie dagewesenen Dimension. Auch die Menschen in der 

Städteregion, in Sief, Kornelimünster, Hahn, Stolberg und Eschweiler haben ertragen 

müssen, wie ihre Häuser, Geschäfte und Restaurants geflutet, beschädigt und unbewohnbar 

wurden.  

Noch immer sind die Schäden in unserer Region erkennbar, längst sind nicht alle Gebäude 

saniert. Viele Anträge auf Hilfen sind noch unbeantwortet, und die Menschen sorgen sich, 

wie sie das schaffen sollen.  
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Nichts ist mehr so wie es wahr, nichts ist mehr selbstverständlich.  
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Meine sehr geehrten Damen und Herren, 

gerade auch ein genehmigungsfähiger Haushalt ist alles andere als selbstverständlich.  

Was würde es für unsere Stadt bedeuten, wenn er nicht mehr genehmigungsfähig wäre? 

Wenn wir nicht mehr handlungsfähig wären. Wenn wir nicht mehr selbst entscheiden 

könnten, was wir in Aachen umsetzen wollen. Wenn wir stattdessen überlegen müssen, was 

wir machen, um das Defizit zu verringern. Steuererhöhungen, Streichung der Kaste-Mittel, 

Wiederbesetzungssperre, Reduzierung der laufenden baulichen Unterhaltung an städtischen 

Gebäuden, Schließung von Schwimmhallen, Gebührenerhöhung in Museen und Bücherei, 

Erhöhung der Kita-Beiträge, um nur einige der Folgen zu nennen. 

Dafür zu sorgen, dass wir planen dürfen, dass wir Aachen zukunftsfähig machen, und diese 

wichtigen Aufgaben nicht gefährdet sind, das ist eben keine Selbstverständlichkeit, sondern 

liegt allein in unserer Verantwortung.  

Dieser Verantwortung sind wir uns als CDU-Fraktion bewusst und damit auch verpflichtet, 

zum Wohl unserer Stadt und seiner Bürgerinnen und Bürger zu handeln.  

Die Kämmerin sagte bei der Haushaltseinbringung:  

Der vorgelegte Milliarden-Haushalt, der die ganzen Beschlüsse, die wir im Rat und in den 

Ausschüssen getroffen haben, beinhaltet, macht ganz viel möglich. 

Und damit hat sie recht!  

Dieser vorgelegte Haushaltsplan bereitet den Weg für die schnelle Beseitigung von weißen 

und grauen Flecken im Breitbandausbau, die Digitalisierung der Schulen, die 

Mobilitätswende, den Kampf gegen den Klimawandel, die Unterstützung von Einzelhandel 

und Gastronomie, die Kita-Beitragsbefreiung für Familien mit geringen und mittleren 

Einkünften, die Abfederung von sozialen Härten, die gerade während Corona und nach dem 

Hochwasser so wichtig sind, die dringend notwendigen Sanierungen der Wohnungen für 

obdachlos gewordene Menschen und vor allen Dingen auch ihre Wiedereingliederung in 

einen strukturierten Tagesablauf, ihren Weg zurück in ein normales Leben. 
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Dieser Haushalt ermöglicht all das, was Aachen lebenswert macht. Wir sollten stolz darauf 

sein, einen Milliardenhaushalt heute verabschieden zu dürfen und wir sollten dankbar sein. 

Danken möchten wir an dieser Stelle allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Kämmerei 

und natürlich unserer Kämmerin, Frau Grehling, die diese Mammutaufgabe „Haushaltsplan“ 

jedes Jahr aufs Neue perfekt vorbereiten, die Enden beieinander halten und für Rückfragen 

stets zur Verfügung stehen.  

Einen ganz besonderen Dank möchten wir auch den Gewerbetreibenden und deren 

Mitarbeitenden in Aachen aussprechen. Sie alle haben trotz größter und nie da gewesener 

Herausforderungen durch ihre Kreativität und Ihr Engagement enorm dazu beigetragen, dass 

wir die ganzen Aufgaben stemmen können, die jetzt vor uns liegen. Sie haben Lieferdienste 

angeboten, Außer-Haus-Verkauf organisiert, digitales Einkaufen ermöglicht und telefonische 

Bestellungen entgegengenommen. Und nach dem Lockdown haben Sie Ihre Geschäfte 

offengehalten, auch an den vielen Tagen, wo fast keine Besucher in der Stadt waren. Dabei 

haben Sie immer für die Einhaltung der jeweils gültigen Corona Regeln gesorgt, wo man 

teilweise selbst nicht mehr durchblickte. 

Aber auch daran merkt man wieder: Der Haushalt ist keine Selbstverständlichkeit. Wenn uns 

hier auch nur ein kleiner Teil der Gewerbesteuer wegbricht, wird ganz vieles in Aachen nicht 

mehr möglich sein. 

Wir haben als CDU-Fraktion in den letzten Jahren viele Themen nach vorne gespielt – oft 

gemeinsam mit dem ganzen Rat. Alle gemeinsam mussten wir aber auch feststellen, dass es 

in manchen Bereichen super nach vorne geht und in anderen nicht.  

Wir müssen den Blickwinkel ändern: weg von großen Leuchtturmprojekten, hin zu den vielen 

kleinen Rädchen, die es braucht, um die Stadt am Laufen zu halten. 

Beispiel Klimafolgenanpassung: 

Das Konzept haben wir 2018 beschlossen. Was wurde davon bis heute umgesetzt? So gut 

wie nichts. Das liegt nicht am Geld und ganz bestimmt nicht an den Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern unserer Stadtverwaltung. Sie alle leisten eine hervorragende Arbeit. Auch sie 
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haben durch ihren unglaublichen Einsatz dafür gesorgt, dass wir während der Pandemie 

keinen Stillstand der Verwaltung erfahren haben. 
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Im Gegenteil:  

Die Mitarbeitenden haben sich durch verlängerte Servicezeiten und auch aus dem 

Homeoffice in den Dienst der Bürgerinnen und Bürger unserer Stadt gestellt, obwohl auch 

sie mit vielen krankheitsbedingten Ausfällen zu kämpfen hatten. Obwohl auch sie Kinder 

haben, die wegen eines positiven Pooltests nicht in der Kita oder Schule betreut werden 

konnten. Corona macht eben auch vor der Stadtverwaltung keinen Halt. 

Aber für die ganzen neuen Aufgaben, die wir mit unseren Beschlüssen in den letzten Jahren 

auf den Weg gebracht haben, benötigen wir auch zusätzliche Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter. Hier haben wir mit dem Haushalt nachgefasst und sind froh, dass wir durch die 

zielgerichtete Erweiterung des Stellenplans nun auch in die Umsetzung kommen können. 

 

All das, liebe Kolleginnen und Kollegen, haben Sie in den Ausschüssen in den letzten Wochen 

fast immer einstimmig mitgetragen. Im Finanzausschuss haben einige von Ihnen dann aber 

spontan erkannt, dass Sie diesen Haushalt doch nicht mittragen wollen. Ich gehe davon aus, 

dass Ihnen schon bewusst ist, dass Sie damit auch alles ablehnen, was wir im letzten Jahr 

gemeinsam in den Haushalt eingestellt haben und was Sie in den vergangenen Jahren 

mitbeschlossen haben.  

Verstehen muss ich das nicht.  

Wir werden gleich mehrfach den Vorwurf hören: „Ihr habt an der einen oder an der anderen 

Stelle zu wenig im Haushalt drin“ und es müsste für etwas anderes „unbedingt mehr Geld“ 

eingestellt werden. Dieses gefühlte Manko wird von Ihnen sicherlich ausgiebig beklagt 

werden.  

Doch diesen Kolleginnen und Kollegen möchte ich sagen, dass sich das für mich so anfühlt, 

als würde man vor einem riesigen Buffet im Restaurant stehen mit Fritten, Kroketten, Reis 

und Gratin. Sagen Sie dann auch: „Sorry, aber mir fehlen da echt noch die Nudeln?!“ Ist das 

der Grund für Sie nicht gemeinsam zum Buffet zu gehen?  
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Meine Damen und Herren, mehr geht im Leben ja immer. Und es ist leichter Geld 

auszugeben, als es zusammen zu halten. Deshalb komme ich gerne auf den Anfang meiner 

Rede zurück. Ich habe gesagt, dass es in unserer Verantwortung als Rat liegt, Aachen 

zukunftsfähig zu machen und dazu einen genehmigungsfähigen Haushalt zu beschließen. 

Und genau deshalb stimmen wir heute auch selbstverständlich für den vorgelegten 

Haushaltsentwurf mit seinen vielen Ideen, seinem Facettenreichtum, seiner Ausgewogenheit 

und all seinem Gestaltungswillen bei knappen Kassen.  

Die CDU-Fraktion hat sich, trotz all der inhaltlichen Unterschiede, gemeinsam mit der 

Fraktion der Grünen bereit erklärt, für diesen Haushalt die Verantwortung zu tragen, für die 

wir gewählt worden sind. Eigentlich eine Selbstverständlichkeit – aber heute ist ja Vieles 

nicht mehr selbstverständlich. 

Meine Damen und Herren, 

zu Beginn des Passenger-Liedes heißt es: 

You only need the light, when its burning low! 

Du brauchst das Licht nur dann, wenn es schwächer brennt. 

Damit dieses sprichwörtliche Licht in unserer tollen Stadt nicht ausgeht, sondern weiter 

leuchtet, wünsche ich mir, dass wir für unsere Stadt brennen.  

Wir tun das! Sie auch?  
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        – Es gilt das gesprochene Wort – 

    

 

     Sperrfrist 16.2.22, 18 Uhr 
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Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin,  

liebe Kolleginnen und Kollegen, 

 

zunächst möchte ich persönlich und im Namen meiner Fraktion unseren herzlichen 

Dank an Frau Grehling und das Team der Kämmerei richten. Auch für Sie als 

Kämmerin sind die Zeiten nicht einfacher geworden. Die Pandemie lässt vieles in den 

Hintergrund treten und gibt uns neue, zusätzliche Hausaufgaben mit auf den Weg. Im 

vergangenen Jahr hatten Sie es mit unterschiedlichen Mehrheiten mit wechselnden 

Schwerpunkten zu tun. Es war ohne Frage eine besondere Herausforderung, 

dieses politische Potpourri ohne klare Führung im Haushalt mit der finanziellen 

Realität zusammen zu bringen. 

 

Dennoch ist es Ihnen gelungen, Frau Grehling. Sie haben einen Haushaltsplanentwurf 

erstellt, der die Basis der strategischen Grundausrichtung aus den Zeiten der großen 

Koalition um die politischen Beschlüsse des Jahres 2021 ergänzt. Fraglos mussten Sie 

dieses Jahr gemeinsam mit Ihrem Team außergewöhnlich kreativ werden, um die 

Enden des Haushalts zusammenzubringen.  

 

Schon recht früh haben wir den Fraktionen, die heute die Mehrheit für diesen 

Haushalt bilden werden, deutlich gemacht, dass der Entwurf unserer Ansicht nach 

dennoch einer Überarbeitung bedarf:  

 

Die Pandemie und die wirtschaftliche Entwicklung erfordern eben mehr als eine 

leichte Justierung der Ausrichtung, die wir noch mit der CDU gemeinsam festgelegt 

haben. Wir müssen auf die Veränderungen reagieren!  Wir müssen neue, klare 

politische Schwerpunkte setzen!   

Dies war jedoch nicht erwünscht. Der Haushalt sollte so bleiben, wie er ist. Das 

Ergebnis liegt heute vor uns:  
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Ein Haushalt in dem von vielem etwas, aber nur von wenig genug abgebildet 

wurde.  

     

Ein Haushalt von dem wir wissen, dass zu viele Themen angekratzt werden, so dass 

nur ein Bruchteil davon wirklich nachhaltig bearbeitet werden wird.  

 

Ein Haushalt, der sich um eine schmerzhafte, aber erforderliche Priorisierung drücken 

möchte. 

 

Meine Fraktion hat es sich nicht leicht gemacht, eine Entscheidung zum vorliegenden 

Entwurf und den in den Ausschüssen gefassten Beschlüssen zu treffen.  

Grundsätzlich finden wir ja durchaus wichtige Themen wieder: Das IKSK ist in 

Grundzügen abgebildet, die Schulsozialarbeit wurde verstärkt und das von uns 

beantragte Kinder- und Jugendparlament ist enthalten.  

 

Deshalb möchte ich den Haushaltsentwurf auch nicht in Bausch und Bogen 

verdammen, unter dem Strich bleibt er aber eben ein ambitionsloses Potpourri 

ohne Durchschlagskraft.  

 

Die SPD-Fraktion sieht wesentliche inhaltliche Schwerpunkte nicht ausreichend 

abgebildet und wird diesem Haushalt nicht zustimmen können.  

 

Der Haushalt offenbart aus unserer Sicht schlicht einen zu geringen politischen 

Gestaltungswillen. Dazu wäre eben eine grundsätzliche Überarbeitung  in enger 

Abstimmung mit der Kämmerei erforderlich gewesen. Politische Kärrnerarbeit, die 

auch die erforderlichen Einsparungen ergeben hätte. Sie alle wissen, dass man so 

eine echte Schwerpunktsetzung nicht gegen eine politische Mehrheit durchsetzen 

kann, die wenig bis nichts im Haushalt bewegen will. Wir haben es deshalb bei einigen 

wenigen Akzenten belassen müssen.  

 

Und erneut möchte ich mich bei Frau Grehling bedanken, die Teile unserer 

Forderungen, wie die Entlastung von Familien mit geringen Einkommen oder der 

durch Corona gebeutelten Gastronomie aufgegriffen und teilweise eingeplant hat. Der 

Wille ist erkennbar.  
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Nicht erkennbar ist allerdings die von uns eingeforderte ECHTE Verschiebung der 

Prioritäten. Die in den Ausschüssen mit Mehrheit beschlossenen Änderungen sind 

eben keine grundsätzliche Lösung der Hausaufgaben, die der Haushaltsentwurf uns 

gestellt hat. 

 

Die erste und ganz klare Priorität in unserer Stadt sollten die Familien, die 

Kinder und Jugendlichen sein. Sie alle haben in den letzten zwei Jahren am 

stärksten unter Corona gelitten: Verzicht auf Schule, Kita, Freundinnen und Freunde, 

auf Hobbies. Verpasste Abschlussfahrten, Abiturfeiern, Parties.  

Vielen wurde ein wichtiger und wunderschöner Lebensabschnitt genommen und 

durch Sorge und Unsicherheiten ersetzt. 

Viele Familien, gerade diejenigen mit geringerem Einkommen sind in Schieflage 

geraten. Kurzarbeit, Jobverlust, Existenzängste. 

 

Viele können es sich vermutlich gar nicht vorstellen, wie es ist, einen Beruf mit 

Homeschooling, Testmarathon und der Ungewissheit zu gestalten, ob man morgen 

sein Kind in die Schule oder Kita bringen kann. 

Wer Glück hat, kann dann wenigstens selbst im Homeoffice arbeiten, dann kann man 

die Arbeit nämlich nach der Schlafenszeit des Nachwuchses noch erledigen. 

 

 

Nicht umsonst haben extrem viele Menschen ihre Arbeitszeiten reduziert - natürlich 

mal wieder vor allem die Frauen - Corona hat die Emanzipation um Jahrzehnte 

zurückgeworfen. 

 

Vor diesem Hintergrund reicht es dann eben nicht, Familien, die unter 40.000 € 

Jahreseinkommen haben, vorübergehend ein Jahr von den Kita-Gebühren zu befreien. 

Diese Familien brauchen eine langfristige Perspektive und Unterstützung!  

 

Ich weiß nicht, ob das den Kolleginnen und Kollegen außerhalb des zuständigen 

Ausschusses so bewusst ist: Eine Verkäuferin, die sagen wir mal 2.500€ im Monat 

verdient, netto sind das ca. 1.800€, zahlt ab Januar für ihr Kind wieder 150€ Kita-

Gebühren zzgl. der 50€, die sie ohnehin schon für das Mittagessen zahlt. Das mag für 
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manche hier nicht nach viel klingen. Für junge Familien oder Alleinerziehende sind das 

aber genau die Beträge, die am Ende nicht zur Seite gelegt werden können, falls die 

Waschmaschine mal kaputt ist, eine größere Anschaffung ansteht oder einfach nur 

mal wieder neue Kinderschuhe gebraucht werden. 

 

Auch in anderen Bereichen ist unserer Ansicht nach zu wenig in Bewegung 

gekommen, das Familien unterstützt und ihre Lebenswelt besser macht. Sei es der 

Ausbau und die Sanierung von Spielmöglichkeiten, insbesondere in der 

Innenstadt oder ein besseres Angebot öffentlicher Toiletten.  

 

Gleiches gilt für die so dringend nötige Verzahnung von Sportentwicklung und 

Sozialentwicklung. Wir sind uns sicherlich einig, dass Sport und seine Infrastruktur ein 

wichtiger sozialintegrativer Faktor sind. Aber auch die Einrichtung einer Stelle im 

Fachbereich Sport als taktgebende Schnittstelle haben Sie abgelehnt. Ohne 

Begründung wohlgemerkt. 

 

Auch politisch bereits beantragte Maßnahmen, die Familien entlasten würden, wurden 

nicht abgebildet. Ein kostenloses Mittagessen an Schulen und Kitas, das meine 

Fraktion im vergangenen Jahr initiiert hat, wurde nicht angegangen. Gerade dieses 

Projekt würde Familien mit geringem Haushaltseinkommen überproportional 

entlasten und könnte einen substantiellen Beitrag zur gesunden Ernährung unserer 

Kinder leisten. Ganz zu schweigen davon, dass es damit erst möglich würde, das 

Mittagessen preisunabhängig regional und ökologisch erzeugt zu beschaffen. 

 

Ein weiterer Themenkomplex, der unserer Auffassung nach zu kurz kommt, ist die 

Wirtschaftsförderung. Eine Stadt, die schlagkräftig und handlungsfähig bleiben 

will braucht starke Unternehmen. Wir sind gerade auf dem Weg, 

Gewerbeansiedlungen mit hohen Auflagen zu erschweren und vor allem zu 

verlangsamen. Schon heute drohen wichtige Institutionen aus Aachen wegzugehen. 

Erste Unternehmen haben sich bereits für alternative Standorte entschieden.  

 

Wir haben auf Avantis gesehen, wo die Risiken eines zu ausgeprägten planerischen 

Anspruchs liegen und damals haben wir noch gemeinsam gegengesteuert. Noch vor 

wenigen Monaten haben wir alle gemeinsam bekundet, wie wichtig es ist, möglichst 
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nahtlos neue Industriearbeitsplätze für die Kolleginnen und Kollegen von Continental 

zu schaffen. Dieses Ziel dürfen wir nicht leichtfertig aufgeben. 

 

Gleichzeitig wird in den umliegenden Kommunen des Rheinischen Reviers über eine 

Sonderwirtschaftszone und extrem vereinfachten Planungsprozesse für 

Gewerbeflächen nachgedacht. Die Vorgaben für investitionswillige Unternehmen 

werden minimiert, Ansiedlungen leicht gemacht.  

 

Aber wir haben Chancen! Diese Chancen liegen in der Revitalisierung bestehender 

Gewerbeflächen und in der engen Kooperation mit unseren Nachbarkommunen. 

 

 

Beispiel “Aachen-Nord und die Jahrhunderthalle”: Städtische Überlegungen raten 

dazu, die hier entstehende Dynamik mit einer eigenen Managementstruktur zu 

organisieren. Leider ist dafür im Haushalt kein Geld vorhanden. 

 

Gleiches gilt für die Continental-Flächen: In Kürze erhalten wir die Ergebnisse des 

beauftragten Gutachters. Auch darin werden uns wieder Hausaufgaben aufgegeben 

werden und wir alle wissen, dass die schnellstmögliche Wieder-Inwertsetzung dieser 

Fläche eine Top-Priorität für Aachen ist. Stehen dafür Mittel im Haushalt bereit? Leider 

nicht. 

 

Und so ist es schließlich auch mit der Regionalisierung: Es gibt ja bereits Flächen, wie 

z.B. Eschweiler-Kinzweiler, die interkommunal entwickelt werden könnten. Die Region 

wartet noch auf uns. Aber wenn wir noch länger zögern, wird die Geduld bald 

erschöpft sein.  

 

Wir müssen Arbeitsplätze in Aachen halten und schaffen, wir brauchen eine 

starke Wirtschaft und wir müssen dabei unsere unbestreitbar vorhanden Stärken 

weiter stärken! Es ist deshalb mehr als schade, dass selbst unser Antrag auf 

Erhöhung der Mittel für den Aachener Tourist Service abgelehnt wurde.  

 

Durch Corona ist auch das Thema Wohnen nochmals wichtiger geworden: Niemals 

waren die eigenen vier Wände so wichtig, wie in den letzten beiden Jahren. Und 
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niemals war es so entscheidend, ob man eine größere oder kleinere Wohnfläche, mit 

oder ohne Garten finanzieren konnte. 

 

Wir haben im letzten Planungsausschuss und im aktuellen Wohnungsmarktbericht 

gesehen, dass der Wohnungsbau abgenommen hat. Wir verlieren auch politisch den 

Anschluss an die wegweisenden Beschlüsse der letzten Wahlperiode. Bei gleichzeitig 

massiv steigenden Mieten ist das ein Drama für viele junge Familien, die in 

unserer Stadt bleiben möchten, aber faktisch keine Möglichkeit haben eine 

geeignete Immobilie zu mieten, geschweige denn zu kaufen. Der Run auf die 

Wohngebiete in den umliegenden Kommunen zeigt, dass wir in unserem Handeln 

nicht nachlassen dürfen. Die Menschen stimmen mit den Füßen ab. Für Baesweiler, 

gegen Aachen. Der vorliegende Haushalt gibt hier leider auch keine Antwort.  

 

Der Sozialbereich ist ebenfalls kein erkennbarer Schwerpunkt dieses Haushalts. Die 

langfristige und auskömmliche Sicherung von zukunftsfähigen 

Aufenthaltsmöglichkeiten für Obdachlose ist nicht abgebildet. Das Angebot für 

obdachlose Frauen, für das im vergangen Jahr auf unsere Initiative Gelder eingestellt 

wurden, ist nicht umgesetzt und die von der FDP in den letzten Haushalt verhandelten 

Mittel für ein Projekt für Obdachlose mit Hunden wurden nicht abgerufen. 

Entsprechende Anträge der Fraktion DIE Zukunft für diesen Haushalt wurden 

abgelehnt. Es bleibt leider dabei: Ein Gesamtkonzept im Bereich der 

Wohnungslosenhilfe ist weder räumlich noch finanziell abgebildet. 

 

All das wäre möglich gewesen, wenn man frühzeitig gemeinsam priorisiert hätte. Sie 

werden sagen, dass man vieles davon im laufenden Haushalt noch nachtragen kann: 

Die Gebührensatzung der Kitas und OGS kann man bis Ende des Jahres anpassen, die 

erforderlichen Mittel für Aachen Nord und Continental werden wir unterjährig finden, 

die Ausstattung der angedachten Wohnungsbaugesellschaft kann man in den 

nächsten Monaten ergänzen, die ats-Finanzierung in der Mitte des Jahres nachziehen 

und die Obdachlosigkeit durch ein neues Programm bekämpfen, das dann 

selbstverständlich auch finanziell unterfüttert werden wird. 

 

Ja, das ist alles noch möglich! Und lassen Sie mich sagen: Wir sind dabei! Deshalb 

habe ich von Hausaufgaben gesprochen, die der Haushaltsplanentwurf uns 
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mitgegeben hat. Der heute vermutlich von Schwarz-Grün beschlossene Haushalt 

wird diese Hausaufgaben ganz sicher nicht lösen. Deshalb ist er für uns auch 

nicht zustimmungsfähig.  

 

Aber wir wollen die von mir skizzierten Aufgaben gemeinsam mit allen Fraktionen 

angehen. Wir dürfen uns dieser Aufgabe nicht verweigern. Es muss aus unserer Sicht 

ab heute darum gehen, schnellstmöglich zu korrigieren, einen klaren Kurs 

einzuschlagen und die erforderlichen Schwerpunkte nachzuliefern. 

 

Leicht wird diese Aufgabe nicht werden: 

Der Haushalt enthält erhebliche Risiken, die wir dringend beobachten müssen. 

 

Wir alle kennen die erwarteten Mehrausgaben und Mindereinnahmen, die nicht im 

Haushalt abgebildet sind. Die Gewerbesteuer ist sehr optimistisch veranlagt, bei der 

ASEAG erwartet uns ein höheres Defizit von etwa 1,5 Mio. € und die Anpassung der 

Beamtenbesoldung wird nochmals Mehrkosten von mindestens 1,8 Mio. € auslösen.  

 

Letzteres kann ohne eine Priorisierung nur über eine weitere Kürzung im 

Personalkostenverbund kompensiert werden, die uns faktisch durch die Hintertür in 

eine erneute Wiederbesetzungssperre führen wird. Ein unseeliges Instrument, das wir 

in der letzten Wahlperiode endlich wieder abgeschafft hatten!  

Statt politisch Prioritäten zu setzen, statt Aufgaben zu priorisieren, statt 

essenzielle Stellen von “Nice-to-have-Stellen” zu unterscheiden, wird die 

Verwaltung durch die entstehende Zufälligkeit geschwächt.  

 

Trotz all dieser Herausforderungen und Risiken: Wir sehen, dass noch Wege offen 

sind! 

 

Deshalb bieten wir Ihnen an, die Hausaufgaben, die uns dieser Haushalt stellt 

gemeinsam zu lösen. Wir hoffen auf eine konstruktive Zusammenarbeit in diesem 

Rat.  

 

Wir werden auch weiterhin klar sagen, wo wir hinwollen und wir arbeiten für 

Mehrheiten, die unsere Prioritäten teilen. 
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Oder um im Bild des Marktes der Ideen zu bleiben, den wir - wie ich finde eine ganze 

Weile als einen neuen Ansatz des politischen Miteinanders mit allen sechs im Rat 

vertretenen Fraktionen recht gut mit Leben gefüllt haben:  

 

Als es anfing zu regnen, haben Grüne und CDU Ihre Stände ganz schnell abgebaut 

und sind in ein exklusives Ladenlokal umgezogen.  

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sind doch alle Öcher, wir sind nicht 

aus Zucker und wir lassen uns von ein bisschen Regen nicht davon abhalten 

unser Angebot für alle weiter aufrecht zu erhalten. Also kommen sie doch 

wieder zu uns auf den Marktplatz.  

 

Von diesem Weg bin ich, ist die SPD-Fraktion überzeugt. Entscheidend wird sein, ob 

wir es schaffen zurück zu einer Basis zu kommen, in der wir uns auf Augenhöhe 

begegnen. 

 

Vielen Dank! 
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Haushaltsrede Fraktion DIE Zukunft, Ratsherr Jörg Bogoczek (Volt): 

 

Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin, 

 

liebe Kolleginnen und Kollegen, 

 

meine Damen und Herren, 

 

zunächst einmal vielen Dank von unserer Fraktion “DIE Zukunft” an die 
Oberbürgermeisterin Frau Keupen, Kämmerin Frau Grehling und insbesondere die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für die Erarbeitung und Vorlage des Haushaltsplans 
2022. 

 

War der Haushaltsplan 2021 aufgrund einer fehlenden Ratsmehrheit noch geprägt 
vom Willen aller Fraktionen, einen gemeinsamen Haushalt bzw. Konsens zu 
verabschieden, ist diese gemeinsame Aufbruchstimmung, das Bestmögliche für 
unsere Stadt Aachen zu erzielen, beim Haushalt 2022 verloren gegangen. 

 

Im letzten Jahr haben sich CDU und SPD oftmals einen Wettkampf geliefert und 
kaum eine Gelegenheit ausgelassen, die Oberbürgermeisterin und die Inhalte ihrer 
Politik öffentlich anzugehen. So kam z.B. seitens der SPD die Spitze: „Die Politik 
macht ja ihre Hausaufgaben, die Verwaltung kommt ja nicht hinterher!“ 

 

Ich erinnere an das unsägliche Vorgehen der CDU in Sachen Vaalserstraße, die 
Stöcke die man Henning Nießen bei der Wahl zum Vorsitz des Polizeibeirats 
zwischen die Beine geworfen hat oder die bösen Zungen im Mobilitätsausschuss. 

 

Gerade unter dem Aspekt ist es geradezu grotesk, dass die Grünen nun mit der CDU 
einen gemeinsamen Haushalt aufgestellt haben. 

 

Und dann die inhaltlichen Differenzen. Beispielsweise der Ratsantrag der CDU für 
eine sogenannte „Schnelleingreiftruppe“, die das Ordnungsamt verstärken soll, um 
hilfsbedürftige Menschen zu vertreiben. 

 

Im August letzten Jahres teilte Frau Lürken von der CDU im Rückblick auf ein Jahr 
Ratsarbeit, bzw. im Vorfeld des Haushalts 2022 mit, dass kleinere Fraktionen froh 
seien, wenn es keine Koalitionen gibt und diese als Mehrheitsbeschaffer gebraucht 
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werden. Wir als “kleinere” Fraktion möchten hierzu anmerken, dass wir uns nicht als 
Mehrheitsbeschaffer sehen. Für uns gilt, das Bestmögliche im Haushalt 2022 im 
Sinne unserer Bürgerinnen und Bürger und der Stadt Aachen umzusetzen. Praxis 
und lösungsorientiertes Handeln stehen bei uns im Vordergrund. 

 

In den Haushalt 2022 wurde keine unserer Forderungen für den Bereich Klima- und 
Umweltschutz aufgenommen. 

 

Die von uns aufgeführten Posten, für die Planung eines Pilotprojekts für die 
Errichtung einer Rigole im öffentlichen Bereich zur Umsetzung einer Komponente 
des Schwammstadtprinzips, wurden gemeinsam von CDU und Grünen abgelehnt. 

 

Die Bereitstellung von Mitteln für die Errichtung eines Schnellladekatasters als 
städtebauliches Planungsinstrument wurde gemeinsam von CDU und Grünen 
abgelehnt. 

 

Ein Gutachten zur Untersuchung des Fluglärms der umliegenden relevanten 
Europäischen Flugverkehrsknoten als Faktenbasis für die Positionierung der 
Aachener Politik wurden von CDU und Grünen ebenfalls abgelehnt. 

 

Lustigerweise gab es letzte Woche eine Delegation aus Aachen, die sich mit den 
Betreibern vom Flughafen Lüttich getroffen hat. Der Chef der Flughafengesellschaft 
Herr Nicolas Thisquen hat gesagt:“Vielleicht hat der Fluglärm über Aachen und 
Lüttich nicht zugenommen, sondern die Wahrnehmung der Menschen!“ – An der 
Stelle wäre es doch schön, wenn wir ein paar valide Fakten hätten, die man dem 
Herrn Thisquen präsentieren könnte. 

 

Die Wichtigkeit dieser Themenschwerpunkte hätte durch die separate Ausweisung 
von Haushaltsmitteln für das Jahr 2022 unterstrichen werden können. 

 

Seit der Müllreform, Änderung der Gebührensatzung, im Jahr 2017 hat sich die Zahl 
der wilden Sperrmüllstellen nahezu verdoppelt. Der von uns im Haushalt geforderte 
Entfall der Sperrmüllgebühren hätte für eine deutliche Reduzierung des wilden Mülls 
sorgen können. Stehen Aufwand und Kosten für die Erhebung der 
Sperrmüllgebühren den entstandenen Kosten für die Räumung wilder Müllstellen 
durch die Stadt Aachen tatsächlich entgegen? 

 

Lediglich für unsere Forderung zur Fortsetzung des Programms zur Dach- und 
Fassadenbegrünung konnte ein gemeinsamer Konsens erzielt werden. Eine 
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Berücksichtigung im ursprünglichen Haushaltsentwurf gab es für das Jahr 2022 
zunächst nicht. Hier gibt es eine große Diskrepanz. In den Jahren 2019 und 2020 
sind von diesen Geldern genau 0 € für eine Umsetzung abgerufen worden. Hier 
müssen wir Wege finden, damit Aachen endlich sichtbar begrünt wird. In der 
Verwaltung schlummert noch immer ein Ratsantrag von uns, der die Begrünung einer 
Häuserzeile als sichtbares Pilotprojekt fordert. 

 

Unter Beibehaltung der schwarz-grünen Zusammenarbeit über den Haushalt hinaus 
sehen wir die Umsetzung der erforderlichen Mobilitätswende in Aachen gefährdet. 
Hier komme ich wieder zurück zur Causa Vaalser Straße. Man erinnere sich nur an 
die Debatte im Rat der Stadt Aachen bezüglich der Umsetzung der Protected Bike 
Lane. Wie kann unsere Stadtverwaltung zielorientiert die Aktivierung der 
Haushaltsmittel zur Umsetzung des Radentscheids und der Mobilitätswende bei 
derart kontroversen politischen Vorstellungen der beiden für den Haushalt 
bestimmenden Parteien nach vorne bringen? Selbst die per Gesetz 
vorgeschriebenen, bzw. umzusetzenden barrierefreien Haltestellen sind im Haushalt 
2022 nicht mit den entsprechenden Mitteln berücksichtigt worden. Als Signal für den 
Haushalt 2023 möchten wir daher schon jetzt die Förderung des öffentlichen 
Nahverkehrs mit zusätzlichen Haushaltsmitteln für den ÖPNV anmelden. 

 

Vorteilhaft auf zukünftige Haushalte sollte sich für die Stadt Aachen, bzw. anderer 
nutzender Kommunen der von unserer Fraktion eingebrachte und verabschiedete 
Antrag für die Umsetzung von OpenSource Software darstellen. Bei konsequenter 
Anwendung und Bereitstellung der Quellcodes lassen sich für unserer Stadt Aachen 
und andere Kommunen Kosten bei der zukünftigen Anschaffung und Entwickung von 
Softwarelösungen einsparen. 

 

Die von uns geforderte bessere Bezahlung der Kindertagespflegepersonen wurde im 
Kinder- und Jugendausschuss mit Stimmen der CDU und den Grünen abgelehnt. Ziel 
war eine Anpassung der Kindertagespflege an die Lohnentwicklung der 
Kinderpfleger*innen und Kindererzieher*innen zu erzielen. Seit 2017 ist keine 
Anpassung (Ausnahme 3 Cent/h im Jahr 2021 entsprechend Kiebitz-Vorgaben) 
erfolgt. Begründet wurde die Ablehnung mit der Zuständigkeit des Landes NRW. 

 

Die erfolgte Ablehnung bzw. deren Begründung im Kinder- und Jugendausschuss ist 
jedoch sachlich falsch; Stundensatz, Urlaubsregelungen etc. werden auf kommunaler 
Ebene entschieden. Somit hätte die Stadt Aachen hier die Möglichkeit gehabt, dem 
Fachkräftemangel im Bereich der U3 Kinderbetreuung und deren Wertschätzung 
durch eine angemessene Lohnsteigerung entgegenzuwirken. 

 

Der von uns geforderten Erhöhung der Mittel für die Bereitstellung von IT-
Hausmeistern für die digitale Vorort-Betreuung der Schulen haben wir zwar im 
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Schulausschuss mit einer Erhöhung des Budgets von 60.000 € auf 180.000 € (bzw. 2 
Planstellen) entsprochen. Wir halten jedoch daran fest, diese Mittel im nächsten 
Haushalt auf das von uns ursprünglich geforderte Budget von 240.000 € zu erhöhen. 
Für die Ausbildung unserer Schülerinnen und Schüler, und wegen der gestiegenen 
Anforderungen im Hard- und Softwarebereich, muss auch der Haushalt der Stadt 
Aachen adäquat ausgestattet werden. 

 

Kommen wir zu den Eigenbetrieben. Betrachtet man diese, stellt sich heraus, dass 
zusätzliche zum Haushalt nicht unerhebliche aufgeführte Verluste enthalten sind: 
Gebäudemanagement (-14 Mio. €), Aachener Stadtbetriebe (-0,86 Mio. €), Eurogress 
(-0,7 Mio. €), Kulturbetrieb (-1,8 Mio. €), Theater (-1,4 Mio. €). Zur Offenlegung der 
Transparenz für den Haushalt 2022 gehört es auch, die Betrachtung dieser im 
Haushalt nicht ausgewiesenen Verluste aufzuzeigen. Macht in Summe 18 Mio € 
zusätzlicher Verluste. 

 

Schaut man auf die Höhe der zusätzlichen Forderungen unserer Fraktion zum 
Haushalt 2022, so wären die Erhöhungen für die Kindertagespflege, der Ausbau von 
barrierefreien Haltestellen mit jeweils 560.00,00 € bzw. 300.000,00 € die beiden 
größeren Posten gewesen. Die Umsetzung eines Streetartfestivals mit 70.000,00 € 
oder die weitsichtigen Planungs- bzw. Gutachterkosten zu den Themen Fluglärm, 
Schwammstadt, Schnelladekatster hätten ein geschätztes Budget in Höhe von 
jeweils nur 40.000,00 € erfordert. 

 

Die sofortige Eröffnung der Carolusthermen im Herbst 2021 unter Corona-
Bedingungen und der zu diesem Zeitpunkt nicht abgeschlossenen Baumaßnahmen 
wurde übrigens bis zum Frühjahr mit ca. 1. Mio € richtig??beziffert und vom Rat der 
Stadt Aachen jedoch ohne die Stimmen unserer Fraktion verabschiedet. 
Grundsätzlich freut sich auch unsere Fraktion wieder darauf, unsere Therme im 
Normalbetrieb besuchen zu dürfen. 

 

„Dabei ist zu berücksichtigen, dass der ursprünglich geplante Verlust i.H.v. 4.714 
TEUR für das Jahr 2021 noch eine Öffnung zum 1.4. unterstellte. 

 

Blieben die Carolus Thermen zunächst bis zum Jahresende geschlossen, beliefe 
sich der Verlust für das Jahr 2021 auf 6.627 TEUR und würde den ursprünglich 
geplanten Verlust um 1.913 TEUR übersteigen. 

 

Die Differenzbeträge für das Jahr 2021 (1.913 TEUR bei weiterer Schließung bzw. 
1.785 TEUR bei Öffnung ab 2.11.) sind überplanmäßig bereitzustellen. 
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Der Aufsichtsrat der Gesellschaft hat sich im Wege des Umlaufbeschlusses für eine 
Wiedereröffnung zum 2.11.2021 ausgesprochen.“ Ratssitzung 01.09.2021 

 

Analog zur positiven Entscheidung für die Umsetzung von Photovoltaikanlagen auf 
öffentlichen Dächern im Jahr 2021 fordern wir daher einen Dialog bzw. die 
Einbeziehung aller Fraktionen, insbesondere bezüglich der Umsetzung der 
erforderlichen Verkehrs- und Mobilitätswende. 

 

Wir – die Fraktion “DIE Zukunft” – bestehend aus den Ratmitgliedern der 
Unabhängigen Wähler*innengemeinschaft, Piraten und den beiden Ratsmitgliedern 
von Volt Deutschland – werden dem Haushalt 2022 aufgrund unserer wesentlichen, 
jedoch unberücksichtigten Forderungen nicht zustimmen. 

 

Wir wünschen uns für die Zukunft, dass sich die größeren Fraktionen mehr auf ihre 
inhaltlichen Gemeinsamkeiten fokussieren, statt sich zwischenmenschlich weiter 
auseinander zu dividieren. Erinnern möchten wir hier zum Beispiel an die 
gemeinsame positive Entscheidung für die Umsetzung von Photovoltaikanlagen auf 
öffentlichen Dächern im Jahr 2021. 

 

Eine fehlende Ratsmehrheit erfordert aus unserer Sicht einen breiten Konsens zur 
Lösung, bzw. Umsetzung der anstehenen Probleme. Dies gilt insbesondere, wenn 
die beiden am Haushalt wesentlich beteiligten Fraktionen in entscheidenden Fragen 
zur Verkehrs-, Klima- und Umweltpolitik, sowie bei sozialen Fragen inhaltlich 
auseinanderliegen. 
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REDE VON WILHELM HELG, Vorsitzender der FDP-Fraktion im Rat der Stadt Aachen zu Top 5.1., 

Haushaltsplanberatungen einschließlich Stellenplan – Haushaltsreden / 2022 in der Ratssitzung am 

16.02.2022 

 

(Es gilt das gesprochene Wort!) 

 

Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin, sehr geehrte Frau Stadtdirektorin und Kämmerin, liebe 

Ratskolleginnen und Ratskollegen, meine sehr verehrten Damen und Herren,  

 

als ich vor einigen Tagen mein Konzept für diese Haushaltsrede erstellt habe, habe ich festgestellt, 

dass ich hier und heute bereits meine 18. Haushaltsrede im Rat der Stadt Aachen halte. Dieses 

Jubiläum - quasi die Erlangung der Volljährigkeit in der Disziplin Haushaltsrede – erfolgt jedoch im 

Schatten von zwei gegenwärtigen großen Krisen, die uns alle belasten und bedrohen.  

Zum einen droht uns die Gefahr eines militärischen Konflikts durch einen von Russland entfesselten 

Krieg in Osteuropa. Wir sind daher dem am vergangenen Sonntag in der Bundesversammlung mit 

überwältigender Mehrheit wiedergewählten Bundespräsidenten Frank-Walter Steinmeier sehr 

dankbar für seinen leidenschaftlichen Appell in seiner beeindruckenden Rede, die Mahnung an 

Präsident Putin, den Frieden in Europa zu bewahren und die Warnung an den russischen Aggressor, 

nicht die Stärke der Demokratie zu unterschätzen!     

Aber auch von innen erleben wir in diesen Wochen am Anfang des neuen Jahres Anfeindungen gegen 

die Demokratie, der wir in Aachen mit unserem gemeinsamen Appell deutlich und mit klaren Worten 

entgegentreten! 

Wenige Tage nach dem zweiten Jahrestag des Beginns der Pandemie sehnen wir uns alle nach einer 

Rückkehr in die Normalität und zumindest einer stufenweisen Aufhebung der Beschränkungen bis 

zum 20. März diesen Jahres! 

Das hindert uns als Vertreter der demokratischen Parteien aber überhaupt nicht daran, die 

Demokratie mit Wort und Tat gegen diejenigen zu verteidigen, für die die Pandemie nur eine 

Gelegenheit darstellt, ihre Ablehnung unserer freiheitlich-demokratischen Grundordnung 

auszudrücken und auch vor Bedrohung und Gewalt gegen Repräsentanten des Gesundheitswesens, 

Polizei und Ordnungskräfte und auch uns kommunalpolitische Amts- und Mandatsträger nicht 

zurückschrecken! 

Aachen hält zusammen – Gemeinsam für Solidarität und Aufklärung!   

Nach diesen einführenden Bemerkungen, nun aber zum haushalterischen Teil meiner diesjährigen 

Rede! 

Nachdem wir, meine sehr verehrten Damen und Herren, im vergangenen Jahr nach intensiven und 

langwierigen interfraktionellen Beratungen den Haushalt für das vergangene Krisenjahr 2021 mit 

allen sechs Fraktionen dieses Rates ausgehandelt und beschlossen haben, werden wir Freien 

Demokraten in diesem Jahr der Haushaltssatzung für das Jahr 2022 sowie der mittelfristigen 

Finanzplanung für die Folgejahre bis 2025 nicht zustimmen. 

Als FDP haben wir uns schon im vergangenen Jahr schwer damit getan, dem Haushalt zuzustimmen, 

insbesondere bei einigen verkehrspolitischen Anträgen, sind jedoch zu dem Ergebnis gelangt, dass 
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wir aufgrund der Besonderheiten der Corona-Pandemie im ersten Jahr nach der Kommunalwahl 

ohne feste Gestaltungsmehrheit zustimmen sollten und das Signal an die Bürgerschaft sowie die 

Bezirksregierung Köln im Hinblick auf die Haushaltsgenehmigung setzen, dass die Politik in Aachen in 

schwierigen Zeiten im gemeinsamen Interesse für die Stadt Aachen handelt und zusammensteht. 

Zumindest für den Haushalt haben sich diese Vorzeichen jedoch nunmehr geändert. 

Während im vergangenen Jahr alle Fraktionen - auch die kleineren - ihre Haushaltsanträge 

einbringen konnten, hat sich nun Mitte Januar eine neue Gestaltungsmehrheit von Grünen und CDU 

gefunden, um Zitat: „gemeinsam Verantwortung für den Haushalt 2022“ zu tragen. Diese wurde ja 

dann auch am 21. Januar auf einer gemeinsamen Pressekonferenz der Fraktionsspitzen der beiden 

größten Ratsfraktionen so schriftlich fixiert und der Öffentlichkeit bekannt gegeben.   

Die Freien Demokraten geben den Haushalts-Koalitionären zwar Recht, dass der Haushalt auf der 

Grundlage des Verwaltungsentwurfes und der letztjährigen Beschlüsse vieles abdeckt und auch keine 

Erhöhung der Realsteuern vorsieht, es wäre aber auch in diesem Jahr durchaus ohne erheblichen 

finanziellen Aufwand möglich gewesen, die deutlich im Rahmen gehaltenen Anträge der anderen vier 

Fraktionen, also SPD, Zukunft, Linke und FDP mit aufzunehmen.   

Ich möchte es an dieser Stelle auch in diesem Jahr nicht versäumen, der Kämmerin, Frau 

Stadtdirektorin Grehling, und allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Fachbereichs 

Finanzsteuerung und insbesondere Herrn Kind, Herrn Schoel, Herrn Kolobajew und Herrn Clahsen 

sowie auch des Fachbereichs Steuern und Kasse von Herrn Hermanns zu danken für die 

hervorragende Arbeit seit der Genehmigung der letztjährigen Haushaltssatzung im vergangenen 

Frühjahr und vor allem in den arbeitsintensiven Wochen vor der Haushaltseinbringung im Rat am 10. 

November vergangenen Jahres über die beiden Veränderungsnachweisungen bis zur letzten 

Anpassung in der bündelnden Sondersitzung des Finanzausschusses am  8. Februar. 

Gemäß der 2. Veränderungsnachweisung in der Ergebnisplanung beträgt der Eigenkapitalverzehr 

4,37 % im laufenden Haushaltsjahr 2022, einmalig über 5 % mit 5,37 % im folgenden Jahr 2022, dann 

4,87 % im Jahr 2024 und 4,54 % im letzten Jahr der mittelfristigen Finanzplanung 2025. Wir liegen 

damit - wie gesagt außer im Jahr 2023 – immer relativ deutlich unter der ominösen 5 % - Hürde, so 

dass der Haushalt problemlos genehmigungsfähig ist, da der Eigenkapitalverzehr nicht in zwei 

aufeinander folgenden Jahren 5 % oder mehr beträgt. 

Die Veränderungen in der Ergebnisplanung seit der 1. Veränderungsnachweisung, also nach den 

Haushaltsplanberatungen in den Bezirksvertretungen und den Fachausschüssen, in Höhe von 

insgesamt 397.022 € für 2022 trägt die FDP-Fraktion mit. Dies beinhaltet insbesondere die Erhöhung 

der Mittel für das Modellprogramm Fassadenbegrünung des IKSK in Höhe von zweimal 100.000 € für 

2022 und 2023,  254.900 €  für die Anträge der freien Träger im Kinder- und Jugendausschuss, die 

Zuschusserhöhungen für das Frauenhaus und Refugio nach den Beratungen im Sozialausschuss und  

80.000 € für die Machbarkeitsstudie Wohnungsbaugesellschaft aus dem Wohnungs- und 

Liegenschaftsausschuss. 

Ganz besonders freut sich die FDP-Fraktion aber darüber, dass unser Haushaltsantrag im 

Planungsausschuss einer Machbarkeitsstudie für ein Naturschwimmbad in Aachen mit Standortsuche 

mit 25.000 € mit großer fraktionsübergreifender Mehrheit den Weg in diese 

Veränderungsnachweisung gefunden hat, bevor die neue Mehrheit die Zügel angezogen und alle 

weiteren Anträge der Opposition abgeschmettert hat. 

Wir Freien Demokraten sind der Ansicht, dass ein Naturbad in schöner natürlicher Umgebung mit 

Kies- oder Sandboden, mit Wasser ohne Chlorzusatz gerade der Wasserstadt Aachen sehr gut zu 
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Gesicht stehen würde. Naturschwimmbäder sind ideal für Allergiker und Kleinkinder sowie 

Menschen, die aufgrund von Neurodermitis und Asthma allergisch oder empfindlich auf Chlor 

reagieren. Naturbäder nach dem Beispiel Stadtparksee in Hamburg, Mitteltal in Beiersbronn oder 

Lentpark in Köln schaffen darüber hinaus ein eigenes Ökosystem, in dem sie das Wasser ohne 

chemikalische Zusätze biologisch so aufbereiten und filtern, dass das Wasser sauber bleibt. 

Unsere weiteren Haushaltsanträge wie etwa eine Machbarkeitsstudie für Geothermie/ Hydrothermie 

im Ausschuss für Umwelt und Klimaschutz oder die Standortsuche für ein Park- und Ride-Parkhaus in 

der Nähe des Autobahnverteilerkreises am Europaplatz oder bezüglich eines Circle-Line-Busses von 

den Parkhäusern in die Innenstadt im Mobilitätsausschuss sind jedoch dann leider nicht 

haushalterisch zum Ansatz gekommen oder gar abgelehnt worden, wie im übrigen auch zahlreiche 

Anträge von SPD, Zukunft und Linken. 

Positiv bewerten wir dagegen den coronabedingten hälftigen Beitragserlass der Einkommenstufe 

40.000 bis 54.000 € in der Kita und Tagespflege für den Zeitraum vom 01.08 bis 31.12.2022, den 

coronabedingten Verzicht auf die Pacht für die Außengastronomie und den Zuschuss für die FAM 

GmbH.   

Bei der Investitionsplanung wurden im Hauptausschuss die Erhöhung der Ausstattung von Rat und 

Fraktionen mit 70.000 € und im Mobilitätsausschuss 400.000 € Park & Ride im Zusammenhang mit 

der Maßnahme Brücke Turmstraße für 2022 hinzugefügt und beschlossen. 

Leider entwickelt sich die Nettoneuverschuldung für 2022 in der 2. Veränderungsnachweisung 

gegenüber der 1. Veränderungsnachweisung mit 1,2 Millionen und gegenüber dem von der 

Verwaltung eingebrachten Entwurf mit sogar knapp 2,9 Millionen € eher negativ. 

Die Erträge aus der Gewerbesteuer dagegen verbessern sich 2022 im Vergleich zum Krisenjahr 2021 

um knapp 12 Millionen € auf 207 Millionen € und bis 2025, also dem Ende des Zeitraums der 

mittelfristigen Finanzplanung kontinuierlich bis auf 224 Millionen €. Die Kennzahlen des Produkts 

160102 Gemeindesteuern und Steueranteile aus dem Fachbereich 22 von Herrn Hermanns insgesamt 

verbessert sich von 407 Millionen € im Jahr 2022 auf Erträge von 438 Millionen € im Haushaltsjahr 

2025. 

Dies beinhaltet die Grundsteuer A und B, die Gewerbesteuer, Zweitwohnungs-, Vergnügungs-, 

Hunde- und Jagdsteuer sowie den städtischen Anteil an der Einkommen- und Umsatzsteuer sowie die 

Gewerbesteuerumlage, über deren Entwicklung uns die Kämmerin am Anfang jeder Sitzung des 

Finanzausschusses berichtet.   

Die Steuersätze der Gemeindesteuern für das Haushaltsjahr 2022 bleiben gemäß § 6 der 

Haushaltssatzung weiter bei 525 vom Hundert bei der Grundsteuer B und 475 vom Hundert bei der 

Gewerbesteuer und damit unverändert. Allerdings wäre eine Erhöhung der Hebesätze, insbesondere 

aber bei der Gewerbesteuer, auch nicht zu rechtfertigen, da auch die lokale Wirtschaft in den letzten 

Jahren sehr gelitten hat, was sich beispielsweise an der pandemiebedingten Schließung diverser 

Gastronomiebetriebe in den letzten Monaten gezeigt hat. 

Der Haushaltsplanentwurf, der uns heute zur Beschlussfassung vorliegt, entspricht im Wesentlichen 

dem Verwaltungsentwurf und den fraktionsübergreifenden Beschlüssen des Vorjahres ohne feste 

Gestaltungsmehrheit im Rat. In den diesjährigen Beratungen gibt es jedoch keinerlei neuen 

Schwerpunkte, etwa bei der Schul- und Kinder- und Jugendpolitik und der Digitalisierung. Die neue 

Mehrheit von Grünen und CDU hat es leider versäumt, hier die Opposition mit einzubinden! 

Die FDP-Fraktion im Rat der Stadt Aachen lehnt daher den Haushaltsplan 2022 mit großem Bedauern 

ab: wir wären gerne bereit gewesen, Mitverantwortung für den weiteren Weg der Stadt Aachen zu 
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übernehmen, aber dies entspricht offenbar nicht dem Willen der neuen Mehrheit diesen Rates, so 

dass auch wir wieder auf den harten Oppositionsbänken Platz nehmen müssen.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich danke Ihnen für Ihre geschätzte Aufmerksamkeit! 
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Haushaltsrede 2022

Leo Deumens
Sperrfrist: 16.2.2022, 17 00 Uhr

Es gilt das gesprochene Wort

Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin, liebe Kolleginnen und Kollegen,
meine Damen und Herren.

Es ist eine gute Tradition, Ihnen, Frau Grehling, sowie Ihren Mitarbeiter*innen
für die Erstellung des komplexen Haushaltsplans zu danken. Aber in diesen
schwierigen Pandemie-Zeiten ist dieser Dank besonders wichtig.

Die Corona-Pandemie und eine hohe Inflation haben zu vielfältigen
Belastungen insbesondere für sozial benachteiligte Menschen geführt. Mit
Erschrecken nehmen wir die enorm gestiegenen Energiekosten zur Kenntnis.
Wir befürchten, dass in diesem Zusammenhang die Strom- und Gassperren
auch in Aachen wieder zunehmen werden. Vor diesem Hintergrund muss der
Haushaltsplan eine klare soziale Handschrift tragen. Tut er das?

Sicherlich finden sich im heute zu verabschiedenden Haushalt keine
Kürzungen im sozialen Bereich. Aber reicht das in einer durch die Pandemie
und massive Preiserhöhungen gekennzeichneten Zeit? Es reicht natürlich
nicht, und darum hat Die Linke eine Reihe von entsprechenden Forderungen
in die Haushaltsberatungen eingebracht, die jedoch, das sei vorweg gesagt,
alle von der Haushaltskoalition aus GRÜNEN und CDU abgelehnt worden sind.
Angesichts ihrer rigorosen Ablehnung von Anträgen anderer Fraktionen ist für
uns kein Unterschied zur früheren GroKo zu erkennen. Und vielleicht gibt es ja
bald wieder eine Große Koalition mit der CDU als Juniorpartner. Wir dürfen
gespannt sein.

Natürlich wissen wir, dass sich Bund und Land ihrer Verantwortung bei der
Bekämpfung der Armut entziehen und dass wir auf kommunalpolitischer
Ebene nur die Folgen von Armut abmildern können, aber das sollten wir dann
auch tun.

Der von unserer Fraktion beantragte Härtefallfonds zur Vermeidung von
Energiesperren in Höhe von 50.000 Euro wäre das Gebot der Stunde
gewesen, denn es kann nicht hingenommen werden, Mieter*innen in ihrer

1
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Wohnung in Kälte und Dunkelheit sitzen zu lassen. Nebenbei bemerkt: Die
extrem steigenden Energiepreise wirken sich natürlich auch auf die städtischen
Gebäude aus, was zur Folge haben kann, so die Kämmerin, dass
haushalterisch nachgesteuert werden muss. Das jedoch können die
Einwohner*innen in dieser Stadt nicht.

Die Schaffung bezahlbaren Wohnraums gehört schon seit vielen Jahren zu
den zentralen Themen in der Kommunalpolitik. Darum hat Die Linke gefordert,
dass sich mindestens ein Drittel der städtischen Wohnungen an den Kosten
orientiert, die im Sozialleistungsbezug festgelegt sind, und nicht am Mittelwert
des aktuellen Mietspiegels. Ebenso ist es notwendig, dass die Stadt mehr in
den strategischen Grunderwerb investieren muss.

Die finanziellen Mittel für die Mobilitätswende und den Klimaschutz finden sich
in vielfältiger Weise im vorliegenden Haushaltsplan wieder. Das ist gut so und
wird von uns unterstützt. Aber die Menschen müssen sich diese ökologische
Wende auch leisten können. Auch die Einwohner*innen mit wenig Geld
müssen die Nutzung des Busses bezahlen können. Darum hat unsere Fraktion
einen Zuschuss in Höhe von jährlich 500.000 Euro gefordert, damit das
Mobilticket auf das preisliche Niveau des Jobtickets für die Mitarbeiter*innen
der Stadt Aachen abgesenkt wird. So könnte diese Monatskarte um fast 9 Euro
preiswerter angeboten werden.

Ein besonderes Anliegen ist der Linken auch die Erhöhung des städtischen
Zuschusses zur musikalischen Früherziehung in Grundschulen um
50.000 Euro, um insbesondere Kinder aus finanzschwachen Haushalten in
ihrer Entwicklung zu fördern.

Der Klimaschutz nimmt in der kommunalpolitischen Arbeit einen immer
größeren Raum ein. Vor einigen Jahren gab die Verwaltung das Ziel von
10.000 neuen Stadtbäumen aus, um einige Zeit später die Politik darüber zu
informieren, dass diese Zahl nur symbolisch gemeint gewesen sei;
wahrscheinlich auch vor dem Hintergrund, dass die wechselnden
Ratsmehrheiten nie für eine personelle und finanzielle Ausstattung zur
Erreichung dieses Ziels gesorgt haben. Um aber wenigstens die nötigen
Fällungen, und das sind leider sehr viele, durch Neupflanzungen
auszugleichen, hat unsere Fraktion eine Erhöhung der diesbezüglichen Mittel
um 816.000 Euro jährlich beantragt.

Weitere wichtige Forderungen der Linken sind eine deutliche Erhöhung der
finanziellen Mittel zur energetischen Sanierung städtischer Wohngebäude und
des Welthauses.

Nun sagt unsere Fraktion aber nicht nur, wo man sinnvollerweise Geld
ausgeben sollte, sondern auch, wo Geld eingespart werden könnte. Mit
Amazon siedelt sich auf Avantis ein Konzern an, der sich vor allem durch
Steuerumgehungen auszeichnet. Auch wenn man dem vielleicht
kommunalpolitisch nicht entgegentreten kann, hätte die Einrichtung einer
weiteren Stelle zur Gewerbesteuerprüfung Sinn gemacht, um mehr
Steuererträge zu generieren.

Sparen können wir uns auf jeden Fall den Mitgliedsbeitrag für die

2
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Metropolregion Rheinland. Die jüngste Entwicklung bestärkt unsere Fraktion in
der Einschätzung, dass dieses Konstrukt so überflüssig ist wie ein Kropf – und
ein sehr teurer obendrein. Die Stadt muss sich von dieser gewinnbringenden
Beschäftigung für Politiker*innen endlich verabschieden. Der Mitgliedsbeitrag
von 22.000 Euro jährlich kann sinnvoller investiert werden.

Meine Damen und Herren! Der vorliegende Haushaltsplan enthält durchaus
gute und richtige Ansätze. Investitionen in eine Mobilitätswende und in den
Klimaschutz müssen konsequent vorangetrieben werden. Die
Innenstadtentwicklung und der Bürger*innendialog machen Fortschritte, auch
wenn wir hier noch einen weiten und schwierigen Weg vor uns haben.

Aber die soziale Handschrift des Haushalts ist kaum lesbar, und darum wird
Die Linke den vorliegenden Haushaltsplan ablehnen.

3
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HtiMslicMfr&k, [krrMoUU* Ùic à/fe
------------------------------------- f--------------

Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin, sehr geehrte Ratsmenschen, verehrte 
Bürgerinnen, nichtwahiberechtigte Zugezogene, Migranfinnen und Menschen mit 
ungeklärtem Aufenthaltsstatus, liebe Mitglieder der Presse.

Jede schlechte Rede beginnt mit einem Zitat. 1977 sagte Johanna von Koczian "Das 
bisschen Haushalt macht sich von allein, sagt mein Mann". Nun, einen Mann habe ich jetzt 
nicht, dafür aber umso mehr Ahnung vom Haushalt. Immerhin wohne ich seit mehr als 
einem Jahr in meiner eigenen Wohnung.
Nachdem ich den wundervollen Selbstbeweihräucherungen der Fraktionen CDU und 
Grüne lauschen durfte, wie großartig der Haushalt sei und welch großen Schritt die Stadt 
Aachen machen werde, möchte ich nun auch meine Sichtweise teilen. Man könnte zwar 
meinen dass bereits alles gesagt wurde, aber noch nicht von allen. Und so möchte ich 
eigentlich einen ganz neuen Aspekt betrachten.
Das Thema Haushalt ist durchaus komplex. Mir fehlen leider die fraktionellen Mittel, 
sowohl personell als auch finanziell, um mir diesen Haushalt erklären zu lassen. Trotzdem 
möchte ich an dieser Stelle ein paar Tipps erwähnen, damit sich der Haushalt fast wie von 
alleine erledigen lässt.

Haben Sie sie schon mal gefragt, wie Sie es schaffen, dass Ihre Kerzen nicht mehr 
tropfen? Dann kann ich Ihnen gerne weiterhelfen. Legen Sie die tropfanfälligen Kerzen 
einfach für zwei Stunden ins Gefrierfach und jedes Date samt Candle-Light-Dinner wird 
zum vollen Erfolg.

Alternativ haben Sie bereits Kinder. Dann werden Sie früher oder später 
Wachsstiftgemälde auf den Möbeln oder Wänden ihrer anonsten so blütenweißen 
Wohnung finden. Um diese zu entfernen brauchen Sie nur etwas Hautöl, Whiskey, und 
einen sauberen Lappen. Bearbeiten Sie das Kunstwert zuerst mit dem Hautöl und reiben 
Sie die Reste anschließend einfach mit Whiskey ab.

Sollte Ihr Kühlschrank seltsam riechen, müssen Sie sich nun nicht mehr dafür schämen! 
Geben sie einfach, nach einer intensiven Reinigung mit Essigessenz und heißem Wasser, 
etwas gemahlenen Kaffee in eine alte, aber bevorzugt saubere Strumpfhose, verknoten 
Sie diese und legen Sie sie in den Kühlschrank. Dieser wird daraufhin über Monate 
hinweg angenehm riechen.

Mir ist zudem aufgefallen, dass einige der Anwesenden hier miefende Schuhe tragen. 
Auch für Sie habe ich einen nützlichen Tipp: Ihre Latschen müffeln nicht mehr streng, 
wenn Sie Backpulver in eine Kaffeefiltertüte geben, diese zubinden und über Nacht in die 
Schuhe legen. Ich hoffe für uns alle, dass Sie diesen Tipp beherzigen.

Und sollten Ihre Schuhe, geschätzte Kolleginnen, einmal nicht so glänzen, wie 
gewünscht, dann empfehle ich Ihnen die Anwendung einer Hochlandyakhaarbürste. Ich 
wiederhole: Hochlandyakhaarbürste. Zum Mitschreiben: Hoch-land-yak-haar-bürste.

Kommen wir zum letzten Tipp: Es interessiert sicher auch einige hier im Rat und bei der 
geschätzten Presse, dass man Kork - Den Teil der Außenhaut eines Baumes, nicht die 
Grafschaft im Süden der Republik Irland - Dass man Kork aus dem Wein am besten 
entfernt indem man ihn über einen Kaffefilter in die Karaffe gießt.

Ich hoffe, sie beherzigen selber diese Tricks und weihen Sie bei Bedarf den Partner oder 
die Partnerin ein. Sie sehen, mit dem richtigen Know How ist so ein Haushalt schnell und 
effektiv erledigt. Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit.
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ADRIEN DOLIMONT
MINISTRE WALLON DU BUDGET et DES FINANCES,

DES AÉROPORTS et DES INFRASTRUCTURES SPORTIVES

GOUVERNEMENT WALLON

STADTAACHEN

Sibylle KEUPEN

Oberburgermeisterin

Rathaus

52058 AACHEN

DEUTSCHLAND

Namur, le 0 7 FEV. ?0?2

N/Réf. : ADO/RDU/GDE/TDE/20211222_2123
Personne de contact : Thomas DECHAINEUX
Tel : 081/71.03.14 emai! : thomas.dechaineux(a)ciov,wallonie.be

Objet : Résolution du conseil municipal d'Aix-la-Chapelle

Madame la Maire,

J'ai pris connaissance de votre courrier du 26 novembre dernier, reçu le 10 décembre, relatif à la
résolution votée par le conseil municipal d'Aix-la-Chapelle. Ce courrier a attiré toute mon attention
et je prends acte de la résolution de votre conseil municipal.

Pour votre parfaite information, en date du 13 janvier 2022, j'ai remplacé dans ses fonctions M.
Jean-Luc CRUCKE, Ministre wallon en charge des Aéroports.

Si le Gouvernement wailon est soucieux de faire des aéroports régionaux des pôles importants
de développement économique et de création d'emplois pour la Wallonie, cette activité doit se
faire dans un cadre réfléchi tout en préservant la qualité de vie des riverains.

Sur les 3 dernières années, je vous informe qu'une seule plainte d'un citoyen en provenance
d'Aix-la-Chapelle a été enregistrée à la Société wallonne des Aéroports (SOWAER). Par ailleurs,
le trafic de ['aéroport de Liège perçu sur le territoire allemand peut facilement être confondu avec
le trafic d'autres aéroport belges ou allemands sis à proximité d'Aix-la-Chapelle.

Je ne dispose actuellement pas de données précises car la ville d'Aix-la-Chapelle se situe en
dehors de la couverture radar qui est transmise par Skeyes (entreprise publique autonome belge
chargée du contrôle du trafic aérien) à la SOWAER.

Cependant, les mouvements liés à ['aéroport de Liège pouvant être perçus du territoire allemand,
sont habituellement à des altitudes déjà bien appréciables et supérieures à 9000 pieds.

Les niveaux sonores perçus du sol allemand, vu l'altitude, sont donc nécessairement réduits bien
que toujours perceptibles. Ce sont principalement des atterrissages et décollages d'appareils
Heavy liés à Liège qui peuvent quelques fois attirer l'attention dans les environs d'Aix-la-Chapelle.

Par ailleurs, à l'heure actuelle, Liège Airport a initié une procédure en vue du renouvellement de
son permis cTexploitaîion.
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Accompagnée d'une étude d'incidence environnementale, cette demande a été a été transmise
par la commune de Grâce-Hollogne aux services des Fonctionnaires technique et délégué de la
Région wallonne le 30 septembre 2021.

Ces fonctionnaires ont demandé des informations supplémentaires. Le dossier devrait être
déclaré complet en "deuxième lecture" très prochainement. Une enquête publique pourra alors
être initiée fin du premier trimestre 2022.

Afin d'être accessible au plus grand nombre, Liège Airport prépare une synthèse, en langue
allemande, des documents pertinents qui sera disponible lors de cette phase d'enquête publique.

Le rapport cf'étude d'incidence environnementale et le résumé non technique seront mis à la
disposition du public et des autorités désignées par les fonctionnaires délégué et technique
compétents au cours de cette période d'enquête publique.

Je vous informe qu'à i'occasion de la réunion d'information du publie organisée en février dernier,
plusieurs remarques ou commentaires ont été émis par des personnes habitant dans les
alentours d'Aix-la-Chapelle et ceux-ci ont été intégrés dans l'étude d'incidence sur
l'environnement,

C'est au stade de l'enquête publique que les services de l'administration wallonne chargés de
l'environnement et de l'aménagement du territoire évalueront si des communes allemandes
doivent être consultées dans le cadre de l'application de la convention d'Espoo.

Le contrôle aérien est, quant à lui, géré par Skeyes et son homologue allemand DFS Deutsche
Flugsicherung. Les modalités de coordination du trafic aérien entre ces deux entités sont
encadrées par des « letters of agreement » qui mentionnent, entre autres, les endroits et les
conditions de transfert, documents internes à Skeyes dont nous ne disposons pas.

Le survo! de la centrale nucléaire de Tihange et le risque d'accident aérien sont de la compétence
de l'autorité fédérale belge et non du ressort du Gouvernement régional.

Toutefois, je peux déjà vous affirmer que la centrale nucléaire de Tihange est située dans une
zone réglementée dont le survol est interdit en-dessous de 2.300 pieds (environ 700 mètres) au-
dessus du niveau de la mer, sauf en cas de nécessité opérationnelle.

La réglementation belge en la matière est stable et suit parfaitement les normes en vigueur et les
meilleures pratiques tant européennes qu'internationales. A ce titre, je vous invite à consulter le
Gouvernement fédéral qui pourra répondre à vos interrogations pour ce qui traite de cette
compétence.

Enfin, j'ai appris que la société Liège Airport recevra une délégation de la Ville d'Aix-la-Chapelle
et de l'Euregio Meuse-Rhin, le 8 février prochain. 11 sera certainement opportun que la Ville d'Aix-
la-Chapelle pose l'ensemble de ses questions lors de cette visite concernant le développement
de ['aéroport.

Copie de la présente est également adressée à Monsieur Elio Dj Rupo, Ministre-Président de la
Région wallonne.

Je vous prie d'agréer, Madame la Maire, l'expressio
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Übersetzung des Antwortschreibens von Herrn Minister Adrien Dolimont, Wallonie, zuständig 

u.a für die Flughäfen der Wallonie auf die Zustellung der Resolution des Aachener Stadtrats     

 

Sehr geehrte Frau Bürgermeisterin, 

hiermit möchte ich Ihnen bestätigen, dass ich Ihr Schreiben vom 26. November, das am 10. Dezember 

bei mir eingetroffen ist, zur Resolution des Aachener Stadtrates empfangen habe.  

Dieses Schreiben hat meine volle Aufmerksamkeit erregt und ich nehme die Resolution Ihres Stadtrats 

zur Kenntnis. 

Zu Ihrer vollständigen Information: Am 13. Januar 2022 habe ich das Amt von Herrn Jean-Luc 

CRUCKE, den für Flughäfen zuständigen wallonischen Minister, übernommen.  

Wenn die wallonische Regierung bestrebt ist, die Regionalflughäfen zu wichtigen Zentren der   

wirtschaftlichen Entwicklung und der Schaffung von Arbeitsplätzen in der Wallonie zu befördern,  muss 

diese Tätigkeit in einem durchdachten Rahmen erfolgen und gleichzeitig die Lebensqualität der 

Anwohner gewahrt werden.  

In den letzten 3 Jahren wurde nur eine Beschwerde eines Bürgers aus Aix-la-Chapelle bei der Société 

Wallonne des Aéroports (SOWAER) registriert.  

Es besteht die Möglichkeit, dass der über deutschem Hoheitsgebiet wahrgenommene Verkehr des 

Flughafens Lüttich leicht mit dem Verkehr anderer belgischer oder deutscher Flughäfen in der Nähe von 

Aix-la-Chapelle verwechselt wird. Ich verfüge derzeit über keine genauen Daten, da die Stadt Aix-la-

Chapelle außerhalb der Radarabdeckung liegt, die von Skeyes (belgische unabhängige öffentliche 

Gesellschaft, die für die Flugsicherung zuständig ist) an SOWAER übermittelt wird.  

Die von deutschem Hoheitsgebiet aus wahrgenommen Flugbewegungen im Zusammenhang mit dem 

Flughafen Lüttich finden in der Regel bereits in recht nennenswerten Höhen um und über 9000 Fuß 

statt. 

Die von deutschem Boden aus wahrgenommenen Schallpegel sind aufgrund der Höhe zwangsläufig 

reduziert, obwohl sie natürlich noch vorhanden sind, sie bleiben wahrnehmbar. Es sind vor allem die 

Landungen und Starts von schweren Flugzeugen in Lüttich, die in der Umgebung von Aachen 

gelegentlich Aufmerksamkeit erzeugen können. 

Darüber hinaus hat der Flughafen Lüttich derzeit ein Verfahren zur Erneuerung seiner Betriebserlaubnis 

eingeleitet. Dieser Antrag wurde zusammen mit einer Umweltverträglichkeitsprüfung von der Gemeinde 

Grâce-Hollogne an die Dienststellen der technischen und delegierten Beamten der zuständigen 

Behörde der Region Wallonien am 30.09.2021 übermittelt. 

Diese Beamten forderten zusätzliche Informationen an. Die Akte wird in "zweiter Lesung" in Kürze für 

vollständig erklärt werden. Eine öffentliche Anhörung kann dann Ende des ersten Quartals 2022 

eingeleitet werden. 

Um möglichst vielen Menschen die Informationen zugänglich zu sein, bereitet der Flughafen Lüttich eine 

Zusammenfassung vor, die auch ins Deutsche übersetzt wird. Es handelt sich hierbei um relevante 

Dokumente, die während dieser öffentlichen Anhörungsphase verfügbar sein werden. 

Der Bericht über die Umweltverträglichkeitsprüfung und die nichttechnische Zusammenfassung werden 

der Öffentlichkeit und den relevanten Behörden zur Verfügung gestellt. 
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Ich teile Ihnen mit, dass anlässlich der im vergangenen Februar organisierten öffentlichen 

Informationsveranstaltung mehrere Anmerkungen und Kommentare von Menschen erfolgten, die in der 

Region Aachen leben. Diese wurden in die Auswirkungsstudie aufgenommen.  

Im Stadium der öffentlichen Untersuchung werden die Dienststellen der wallonischen Verwaltung, die 

für Umwelt und Raumordnung zuständig sind, beurteilen, ob die deutschen Gemeinden im Rahmen der 

Anwendung des Espoo-Übereinkommens konsultiert werden müssen. 

Die Flugsicherung erfolgt von Skeyes und ihrem deutschen Gegenstück DFS Deutsche Flugsicherung. 

Die Modalitäten der Koordinierung des Flugverkehrs zwischen diesen beiden Stellen sind in 

sogenannten "letters of agreement" festgehalten, in denen u.a. die Orte und die Bedingungen für die 

Durchführung der Kontrollen festgelegt sind. 

Diese internen Dokumente von Skeyes liegen uns nicht vor. 

Der Überflug des Atomkraftwerks Tihange und die Einschätzung des Risikos eines Flugunfalls fallen in 

den Zuständigkeitsbereich der belgischen Bundesbehörde und nicht in den Zuständigkeitsbereich der 

Regionalregierung. 

Ich kann Ihnen jedoch schon jetzt sagen, dass sich das Atomkraftwerk Tihange in einer Sperrzone 

befindet, die nicht unterhalb von 2.300 Fuß (ca. 700 Meter) über dem Meeresspiegel überflogen werden 

darf, außer wenn dies aus betrieblichen Gründen erforderlich ist. 

Die belgischen Vorschriften in diesem Bereich sind stabil und folgen vollständig den geltenden 

Standards und der üblichen Praxis sowohl auf europäischer als auch auf internationaler Ebene. In 

diesem Zusammenhang möchte ich Sie bitten, sich hierzu an die föderale Regierung zu wenden, da 

dieses Thema in deren Kompetenz fällt.  

Schließlich erfuhr ich, dass das Unternehmen Liège Airport eine Delegation der Stadt Aix-la-Chapelle 

und der Euregio Maas-Rhein empfangen wird. Sicherlich wird die Möglichkeit bestehen, alle Fragen zur 

Entwicklung des Flughafens anlässlich dieses Besuchs zu stellen.  

Eine Kopie dieses Schreibens ist auch an Herrn Elio Dj Rupo, Ministerpräsident der Wallonie gegangen.  

 

Adrien Dolimont  
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